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Berlin, deu I. Oktober. Seit den ſtürmiſchen Aufregungen iu den 
en vom 21 bis 25. September ſcheint eine Art Abſpannung eingetreten zu 
Man geht ruhiger feinen Geſchäften nach, die Maueranſchläge find theils 
unpolitiſche friedliche, theils politiſche aber farbloſe und darum wirkungsloſe, 
auch die Unterhaltung hat von ihrer Leidenſchaftlichkeit nachgelaſſen. Das iſt 
übrigens durchaus noch nicht etwa die Ruhe politiſcher Befriedigung, es iſt nur, 
die nach allgemeinem Naturgeſetze b e Stille der Abſpan⸗ 
ng, die unzweifelhaft von kurzer Dauer ſein wird. f 
kalen Parte don dafür geforgt, daß die Gemüther in Spannung und Yufter 
gung kommen. Der Veranlaſſungen bieten ſich leider genug dar, und wo fie 
nicht vorhanden find, werden fie künſtlich erzeugt. Den nächſten Stoff dazu 
bieten die neueſten Vorgänge in Köln, daß die Stadt in Belagerungszuſtand er⸗ 
klärt und die Bürgerwehr aufgelöſt worden. Dann wird wohl der Waffenſtill⸗ 
ſtand mit Dänemark an die Reihe kommen. Genug es wird nicht fehlen. — 
Inzwiſchen hört man nicht auf, mit allen erdenklichen Mitteln auf die Soldaten 
u wirken. Der Volksclub hält heute Nachmittag eine außerordentliche Siz⸗ 
. zu welcher vorzugsweiſe und ganz beſonders „unſere Brüder die Solda⸗ 
nd eingeladen werden. Zugleich erklärt er, er wolle von jetzt an regelmäßig 
außer feinen gewöhnlichen Wochenfitzungen noch eine ſolche Sonntagsfigung für 
die Soldaten halten. — Der Präfident dieſes Clubs, Profeſſor Benary, läßt 
im Vereine mit mehreren anderen Demokraten jetzt ein Circulair bei den ein⸗ 
zelnen Compagnien der Bürgerwehr herumgehen, in welchem zu Beiträgen auf⸗ 
ordert wird, um dem Abgeordneten Stein in Anerkennung der Verdienſte, 
die er ſich durch ſeinen bekannten Antrag ums Vaterland erworben hat, einen 
ernen Pokal von circa 300 Rthlr. Werth zu ſchenken. 
In der geſtrigen Sitzung des Bezirks⸗Central⸗Vereins wurde in 
Anregung i i lung den Antrag zu flellen, fie 
möge fi 9 gebracht, bei der National-Verfammlung ne 
pr: — ſormell für ſouverain erklären. Obgleich der Bezirks-Centra 5 5 
langen de Mehrzahl feiner Mitglieder ſehr nach links weiſt, fo erſchien dies Ver⸗ 
anlaſſung zu Aug 040 mo el l wo nicht die geeinaße 1 
taktlos, daß fie keinen Anklang finden konnte. Buneunirt,, jo gam p 


— Obgleich ſchon mehrfach über die Erſtürmung der i 
in Frankfurt * Compagnie des 38. Regiments . 
dürfte doch folgende nähere Darſtellung aus einem Privatſchreiben noch von 
großem Intereſſe fein und ein mit Schmerz und Stolz gemiſchtes vaterländis 
ſches Gefühl erwecken. Der Hauptmann Hübner führte die Kompagnie zum 
Sturm heran, den Leuten muthig voranſchreitend. Er fällt. Sogleich über⸗ 
nimmt der älteſte Offizier nach ihm, Lieutenant Hüllesheim I., das Com⸗ 


mando, und ſtürzt ſich mit dem Ruf: „Vorwärts ir!“ 
Auf bie Darritan 2 4 — 838 5 „Vorwärts Kameraden, folgt mir! 


Diſizier, Lieutenant Auſt, vor, und ruft den 
gilt die Ehre des Preußiſchen Namens! rag ' \ 
vierte Offizier, Lieutenant Panncwig iſt es, dem es gelingt, die Barrikade 
werſtürmen. Doch ein (ſchon erwähnter) glücklicher Umſtand rettete das Leben 
des tapfern Auſt. Er hatte kurz zuvor, da die Epauletten ihm hinderlich 
waren, diefelben abgenommen und in die Bruſttaſche der Uniform geſteckt. An 
dem ſtarken Blech derſelben war die Kugel ermattet, indeß hatte er einen ſo 
heftigen Schlag bekommen, daß er niedergeſtreckt wurde und einige Minuten 
betäubt war. — Nichts ſchildert die Miſchung der Gefühle, welche Alle durch⸗ 
drang, die diefer tapfern That beiwohnten; Erbitterung, Schmerz, Stolz und 
Freude wechſelten in der Bruſt. Der Tag bildet ein ruhmwürdiges Blatt in 
der Geſchichte der Preußiſchen Heere. 
Düffeldorf, den 26. Sept. Nach einem Artikel aus Raſtatt in der 
BR; wäre Karl Heinzen mit den Struve' ſchen Freiſchaaren ins 
Badiſche Gebiet eingefallen. Dieſer Angabe liegt ein Irrthum zum Grunde. 
K. Heinzen leidet ſeit zwei Monat an einem äußerſt gefährlichen Beinbruche, 
er bewohnt Genf und iſt in der phyſiſchen Unmöglichkeit, die geringſte anſtren⸗ 
gende Bewegung zu machen. (Mit Heinzens Theilnahme am Zuge muß es 
doch wohl feine Richtigkeit haben, da die Züricher ihm ebenfalls das Aſylrecht 
verweigern.) (Düſſ. 2) 
Köln, 30. September. Die ſuspendirte „Neue Köhrifche Zeitung“ ſollte 
während der Verhaftung des Redakteurs, Hrn. Anneke, unter der Redaktion 
der Frau Anneke unter dem Namen einer „Frauenzeitung“ wiederauftauchen, 
und waren die Einleitungen hierzu bereits getroffen. In Bezug darauf erſchlen 
folgende Bekanntmachung: Da die „Neue Köͤluiſche Zeitung“ unter anderem Nas 
men wieder erſcheinen und die anderen verbotenen Blätter ähnliche Maßregeln neh⸗ 
men könnten, um das Suspendiren derſelben illuſoriſch zu machen: ſo beſtimmen 
wir hierdurch ausdrücklich daß für die Dauer des Belagerungszuftantes der Feſtung 
Öln alle politiſchen Blätter, mit alleiniger Ausnahme der „Kölnischen Zeitung“ 
nd des „Fremdenblattes“ ſuspenditt find. Köln, den 29. September 1848. 


also, Henarelanhaer Engels, Oberſt und 2° Commandant. 
N e „Rheinif alle“, w 3 3 
gedruckt werde heiniſche Volkshalle“, welche am 1. Oktober erſcheinen fol, kann 


Senerel, Ma erſcheinen. Koln, den 30. September 1848. Kaiſer, 


ngels, Oberſt und 2. Commandant. 
Eiſenach, de ee Heute fegte das Deutſche 
rafidium Holze-Jordan feine Verathungen fort. Die 
ſclehende Graf Ram zur Sprage 2 ee heftig für und gegen cine ber 
fie eine halbe Stund Wr t Die Sizung wurde fo ſtürmiſch, daß der Präſident 
Majorität dahin, d EDEN mußte. Man entſchied ſich endlich mit flarker 
bi l Kraft he aß die eſchlüſſe des hier zuſammengetretenen Parlaments 
indende Kraft haben ſollen für alle Univerfitäten, die ſich nicht offiziell gegen 
einen ſolchen Congreß ausgeſprochen. Da traten die Hallenſer Deputirten aus, 


nachdem einer von ihnen motivirt, daß eine ſolche beſchließende Verſammlung 


fein. 


Es wird von der radi⸗ 


Kugel nieder. — Sofort tritt der dritte 


ana au wr er 


kein Heil für die Deutſchen Univerfitäten bringen könne: ſie ſtreite rg 
Weſen der Deutſchen Studenten. Man ſetzte alsdann Commiſſtonen z 91005 
gutachtung der Beſchlüſſe der Jenenſer Profeſſorenverſammlung und des Re 
ganifationsentwurfs der Deutſchen Studentenſchaft nieder. g 

Eiſenach, den 28. Septbr. Das Studentenparlament ging heute 
weiter in Berathung des Reorganiſationsentwurfs der Studentenſchaſt und nahm 
nach einiger Debatte folgende Punkte an: Die Wahlverſammlungen müſſen 
8 Tage vorher angezeigt werden. Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet. Eben⸗ 
fo bei den Stellvertrecern. Die Abgeordneten legitimiren ſich durch ein kurzes 
Wahlprotokoll. Die Deputirten ſind an keine Inſtruktionen gebunden. Der 
Geſammtausſchuß beſtimmt Ort und Zeit der regelmäßigen Verſammlungen des 
Geſammtausſchuſſes, in dringenden Fallen beruft der Vorort ſelbſtſtändig, oder 
wenn die Majorität der Univerſität es verlangt, den Geſammtausſchuß. Es 
ging auch ein Schreiben der Hallenſer Deputirten ein, in dem ſte nochmals 
ihren Austritt erklärten und ihn wie ſchon früher motivirten. Man ging dann, 
da über die Organiſation der Studentenſchaft noch nicht weiter berichtet werden 
konnte, über auf die Beſchlüſſe der Profeſſorenverſammlung in Jena, ſah aber 
nach einer äußerſt ſtürmiſchen Debatte bald ein, daß ohne Prämiſſen (z. B. wie 
die Univerſität zum Staat ſtehe ?) dieſe Sachen nicht verhandelt werden können. 
Man will deshalb morgen nach Anhörung einer Commiſſion darüber verhan⸗ 
deln. Heute Abend war wieder die Linke des Studentenparlaments verſammelt 
und berieth über Centraliſirung demokratiſcher Studentenvereine, a 

Heute begann auch hier die allgemeine Deutſche Lchrerverfamme 
lung. Köchly aus Dresden präſtdirte. Es find etwa 450 aus allen Gegenden 
Deulſchlands. Nach einer ſehr langen Debatte nahm die Verſammlung folgen⸗ 
den Paragraphen, betreffend die Gründung eines allgemeinen Deutſchen Lehrer⸗ 
vereins, an: Der allgemeine Deutſche Lehrerverein hat zum Zweck: a) Verbrü⸗ 
derung aller Lehrer der verſchiedenen Schulen Deutſchlands. b) Herſtellung 
und Fortbildung eines geordneten Schul⸗ und Erziehungsweſens zur Förderung 
nationaldeutſcher und religiösſittlicher Volksbildung. 


Jena, 22. Sept. Die heutige Sitzung der Univerſitats⸗Reformer begann 
nach Vorleſung und Genehmigung des Protokolls mit Uebergabe eines Diſſens 
von 19 Deputirten, des Juhalts: „Die Unterzeichneten meinen, daß jedem aka⸗ 
demiſchen Lehrer unbedingt zuſtehen muͤſſe, über Alles, wozu er ſich befähigt Hält, 
Vorleſungen zu halten.“ — Auf der Tagesordnung ſtand: „Lerufreiheit.“ Ge⸗ 


gen den Zwang der Landes: Univerjitäten erklärte man ſich faſt ohne Diskuſſion 


einſtimmig, und nach kurzer Debatte, wegen des Beſuchs der außerdeutſchen Uni⸗ 
verfitäten, wo Stop aus Jena rief: ich will auch hier keine Schutzzölle, beſchloß 
man gänzliche Freiheit in Bezug auf die Wahl der Univerſität mit Einſtimmig⸗ 
teit, nur ein Einziger war dagegen. Als nun die Frage, ob Staat und Kirche 
überhaupt d asia, be Univerfität verlangen könne, erörtert wurde, ſtellte Baur 
1 ag: Die Univerjirät ſieht keine Beeinträchtigung der Lehre 
eit darin, wenn der Staat und die Kirche den Beſuch der Univerſität 
uberhaupt als Regel verlangen bei Zulaſſung zu denjenigen Prüfungen, bei denen 
bis jetzt der Beſuch der Uuiverſität gefordert wurde. Ueber dieſen Autra 
ſich eine lebhafte Debatte, er wurde mit 39 gegen 34 Stimmen angenommen. 
Die Debatte über den Collegienzwang wurde eröffnet. Hye von Wien erklärte, 
nachdem man eine Beſchränkung der Lerufreiheit wieder durch Annahme des Vaur⸗ 
ſchen Autrages hereinſchmuggelte, (es entſtand bei dieſem Worte ein Sturm in 
der Verſammlung) ſei Collegienzwang nur eine Conſequenz. Dagegen verwahr⸗ 
ten ſich Vangerow und Thierſch aus München. Endlich ward der Satz: Jeder 
Studirende iſt in der Wahl feiner Vorleſungen, ſowohl in Betreff der Lehrer als 
der Fächer, vollkommen unbeſchränkt, einftimmig angenommen. Ebenſo, ob und 
wie viel er hören wolle. Der Autrag, daß gegen unfleißige Studirende diszipli⸗ 
nariſch eingeſchritten werden dürfe, ward mit ſtarker Majorität verworfen. Jetzt 
kam die Prüfungsfrage zur Sprache, von Maturitätsprüfungen fa) man ab und 
beſchränkte ſich auf die Prüfungen beim Abgang von der Univerfität. Vangerow's 
Antrag: Die Prüfungen find von Commiſſionen, die für den einzelnen Conkours 
aus der Mitte ſäwmtlicher Unſverſttätslehrer, mit Zuziehung von Praktikern, mit 
möglichſtem Wechſel zu wählen find, vorzunehmen und zwar öffentlich, wind au⸗ 
genommen. Mit Acclamation ward angenemmen: Alle Fleißes⸗ und Fortgangs⸗ 
Zeugniſſe ſind abgeſchafft, nur wo das Privat Jutereſſe des Studirenden ein fol 
ches Zeugniß verlangt, iſt der Lehrer verbunden, es ihm auszuſtellen. Klee von 
Leipzig beantragt: Es gilt die Anwendung der deutſchen Sprache als Regel bei 
examiuibus. Das ruft eine heftige Debatte hervor, bei der Vangerow gegen, 
Klee für, Thierſch modiſtzirt dafür, ebenſo Lang aus Würzburg. Bub er - 
Gieſſen beklagt den Verfall der lateiniſchen Sprache, Scheiner aus Wien ſpricht 
ſich dahin aus, daß bei theol. kath. Fakultäten die lateiniſche als Kirchenſprache 
unbedingt beibehalten werden müſſe. Man beſchließt, über den Gebrauch der 
Spiache bei Staats⸗Cxamen keinen Beſchluß faſſen zu wollen. Dagegen wird ein 
Antrag von Bangerow: Es bleibt für die Zukuuft den einzelnen Fakultäten über, 
laſſen, bei dem examen rigorosum ganz oder theilweiſe den Gebrauch der lateini⸗ 
ſchen Sprache zu erlaſſen, mit 39 gegen 33 angenommen. Auf den Antrag 
Nägelsbach's von Erlangen ſpricht ſich die Verſammlung mit Acelamation gegen 
die Semeſtral⸗Prüfungen aus. Der Präſideut beantragt, eine Commiſſiou zu 
ernennen, um die eventuelle Tagesordnung, da zuerſt morgen „die Verfaſſungs⸗ 
frage“ darauf ſteht, ſeſtzuſtellen; wird angenommen. Der Präſident ſchließt die 
Sibung. — Morgen werden wir jedenfalls die Hauptſchlacht erleben. Es are 
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ganiſirte ſich heute, wenn ich fo ſagen fol, die Linke, d. h. die Partei, welche 
die am weiteſten gehenden Anträge ſtellen will, doch ift fie ziemlich ſchwach. 

Oldenburg, 26. Sept. Die Virkeufelder Abgeordneten hatten in der 
Sitzung am 6. Sept. folgenden Antrag geſtellt: 1) daß die Trennung der allge⸗ 
meinen Angelegenheiten des Großherzogthums von den beſondern des Fürſtenthums 
"Birkenfeld, namentlich auch die Frage über die Beitragsquote Birkeufelds zu den 
Centrallaſten, insbeſondere zur Civilliße, nur im vertragsmäßigen Wege zwichen 
der allgemeinen Stäudeverſammlung und dem Birkenfelder Landtage entſchleden 
werde; 2) daß der Verfaſſungsausſchuß ungeſäumt ſeine Vorſchläge über dieſe 
Punkte vorlege, und 3) daß die Staatsregierung erſucht werde, ein Wahlgeieh 
zur Berufung eines Birkenfelder Landtags zu erlaſſen, welcher die Beſchlüſſe der 
allgemeinen Ständeverſammlung über jene Punkte zu genehmigen und außerdem 
eine Verfaſſung für Birkenfeld mit dem Großherzog zu vereinbaren haben würde, 
und führten dafür folgende Erwägungen an: 1) Birkenfeld ſei kein von Olden⸗ 
burg erworbener, ſondern ein nur durch Perſonalunion mit dem Großherzoglhum 
verbundener ſelbſtſtändiger Staat; 2) die beſondern Verhältniſſe des Fürſtenthums 
machten die beantragte ſtaatliche Abſonderung zu einer Nothwendigkeit. In der 
Sitzung am 19. Sept. ward der Bericht des zur Begutachtung dieſer Anträge 

niedergeſetzten Ausſchuſſes verleſen, welcher die Verwerfung dieſer Anträge be: 
gründete. In der Sitzung am 21. und 22. Sept. kam dieſer Bericht zur Be 
rathung und zur Abſtimmung, und derſelbe wurde mit 21 gegen 7 Stimmen an: 
genommen. Die vier Abgeordneten aus Birkenfeld verließen hierauf den Saal, 
in welchem eine große Aufregung herrſchte. Der Abg. Wibel J. forderte dann den 
Präſidenten auf, wenn die Birkenſelder Abgeordneten, wie es den Auſchein habe, 
ihren Austritt erklärt hätten, die ſchleunige Einberufung ihrer Stellvertreter ver⸗ 
anlafjen zu wollen. — In der heutigen Sitzung zeigte der Präfident den wirkli⸗ 
chen Austritt der vier Birkenfelder Abgeordneten an, weil fie, ihrer Erklärung Us 
folge, die fernere Theilnahme au den Berathungen des Landtags mit den Rechten 
des Fürſtenthums Birkenfeld und mit ihrer Ueberzeugung nicht vereinbarlich fän⸗ 
den. Einberufung der Stellvertreter wurde beſchloſſen. 

Gießen, den 28. September. Auch an unſeren Zuſtänden find die Frank⸗ 
furter Ereigniſſe nicht ſpurlos vorübergegangen. Auf die erſte Kunde von den 
Frankfurter Ereigniſſen entſtand eine grobe Aufregung unter den hieſigen De⸗ 
mokraten. Nun folgten ſich raſch Berufung einer Volksverſammlung im Phi⸗ 
loſophenwald, dort offener Aufruf zur Ergreifung der Waffen und bewaffneter 
Nebel nach Frankfurt. Ausgezeichnet haben ſich beſonders dabei außer dem 

edakteur des „Jüngſten Tages“, H. Becker, der Student Leifiner aus Sach⸗ 
ſen und Dr. Vopp aus Darmſtadt, der Präſtdent des republikaniſchen Vereins. 
Sofort wurde auch der Zuzug beſchloſen. Daß übrigens die Mehrzahl der 
Einwohner anders dachte, beweiſt, daß Jemand, als Dr. Bopp b Ws 
gerüftet, im Gaſthof zum Rappen fell noch 13075 zu eſſen forderte, 11 Mud 
hatte, humoriſtiſch zu ihm zu ſagen: „Bert Bopp, i den egen? 
ſchirm nicht, es wird jedenfalls dieſe Nacht regnen.“ Etwa 40 Bewaffnete zo⸗ 
en aus, meiſt Turner; bei Friedberg trafen fie aber auf Heſſiſche Cheveaurle⸗ 
gers, die ihnen die Waffen abnahmen, ihre Namen aufzeichneten und ſie nach 
Hauſe gehen hießen. 
Freiburg, den 
Begleitern, worunter 
quartier Müllheim abgeliefert. | i 
nere Trupps ziehen noch auf dem Walde in Raub und Plünderungen umher. 
Es find die kräftigſten Maßregeln getroffen, um dieſem verbrecheriſchen Treiben 
überall ein ſchnelles Ende zu machen. Dieſen Mittag geht eine aus mehreren 
Mitgliedern des hieſigen Hofgerichts beſtehende Unterſuchungskommiſſlon nach 
Müllheim ab. 

Wiesbaden, 27. Sept. Nachdem geſtern das 1. Bataillon unſers 2ten 
Regiments aus Schleswig- Holſtein hlether zurückgekehrt war, rückte heute das 1. 
Bataillon des 1. Regiments, don chen baher nn; hier ein. Zwei Compa— 
gnien ſollten nach Erbenheim, zwei 15 Bierſtadt einquartitt werden. Auf dem 
Wege dahin gerade vor der Stadt 7 N beinahe fämmtliche Sol: 
daten: „Halt, halt!“ und Ge 1 ir wollen hier bleiben und nicht 
nach Baden marſchiren, wir 7 des 1 Wh müde und wollen nun 
auch einmal nach Hauſe gehen!“ Ale 175 und Eiureden der Offisiere half 
nichts, die Soldaten blieben auf ihren 10 1 und wollten nicht wanken und 
weichen. Major Tümmler erklärte ihnen nun, daß ſie Verräther am Vaterlande 
ſeien, wenn ſie ihre Fahne verlaſſen wollten, ih en großer Beweis von Feig⸗ 
heit, wenn auch nur Einer unter ihnen wäre, der zurückbleiben wollte; fie ſollten 
Vertrauen zu ihren Fuͤhrern haben und nicht daran zweifeln, daß ſie nur für eine 
gute Sache ſtteiten würden, er file es übrigens eiten Jeden ſalchen Feigling fee, 
nach Hauſe zu gehen! Das half einigermaßen, Keiner blieb zurück, als auf 
einmal die 3. und 4. Compagnie ein Lebehoch auf Hecker ausbrachte, worauf 
denn Alle wieder ſtörriſch wurden. In demſelben Augenblicke ſprengte der Geue— 
ral Alefeld heran und hielt eine Anſprache an die Soldaten, fie ermunternd, eine 
folge Schmach dem ſtets mit Ruhm dageſtandenen Naſſauiſchen Militair nicht auf⸗ 
bürden zu wollen. Wer eine Klage habe, der ſolle hervortreten, ſie ſollte unter⸗ 
ſucht und allen gerechten Anforderungen entſprochen werden. Keiner wagte dies, 
bis denn endlich Einige hervortraten und einige allgemeine Beſchwerden vorbrach⸗ 
ten; namentlich ſagte denn auch Einer: feine Vernunft habe es ihn gelehrt, daß 
der Soldat nur dann in das Feld rücken müſſe, wenn er wiſſe für was und wenn 
es ſeine Ueberzeugung ſei; bei dem bisherigen Ausrüͤcken hätten ſie nichts verdient, 
fie würden immer ärmer und nirgend biete ſich ihnen eine Gelegenheit dar, auch 
einmal einen wahrhaften Genuß von ihrem Kampfe zu haben; fie wollten deshalb 
nicht mehr blindlings ihren Offizieren folgen, indem dabei doch nichts heraus⸗ 
käme! Es gelang endlich dem General Alefeld, nachdem er ſtrenge Genugthuung 


27. September. Guſtav Struve wurde nebſt Frau und 
Karl Blind, in der vergangenen Nacht in das Haupt⸗ 


Die Freiſchaaren find gänzlich zerſprengt; klei 


verſprach, wo ein Soldat in feinem Rechte beſchränkt werden würde, fie zum Ab⸗ 
marſche in ihre Quartiere zu bewegen. n J.) 
Fraukfurt a. M., den 27. Sept. (O. P. A. 3.) 86ſte Sitzung der 
verfaſſunggebenden Deutſchen Reichs verſammlung am 26 Sept. 
Tagesordnung: Berathung über den Artikel VI. der Grundrechte, nach vorgäns 
giger Abſtimmung über Artikel IV. $. 18, 19 und 20. Der Präſident Herr v. 
Gagern eröffnet die Sitzung um 94 Uhr Vormittags. Adams aus Coblenz 
ſtattet, Namens des Ausſchuſſes für die Wahlen von Konſtanz und Thiengen, 
Bericht ab über die durch die Badiſche Regierung von der National⸗Verſammlung 
verlangte Autoriſation zur Verhaftung des der Theilnahme an hochverrätheriſchen 
Unternehmen beſchuldigten Abgeordneten Peter aus Konſtanz. Der Autrag des 
Ausſchuſſes lautet: Die National⸗Verſammlung möge beſchliezen, daß jenem Ver⸗ 
langen der badiſchen Regierung nach der gegenwärtigen Sachlage nicht nachzukom⸗ 
men ſei. (Bravo auf der Linken.) Lette aus Berlin berichtet Namens des volks- 
wirthſchaftlichen Ausſchuſſes Über mehrere Eingaben gegen Aufhebung der Jagd⸗ 
berechtigung. Der Ausſchuß iſt jedoch der Anficht, daß dieſe Aufhebung ohne 
Eutſchädigung ſtattzufinden habe. Der Präſident verlieſt einen Antrag Simon's 
von Trier, folgenden Inhalts: Die National-Verſammlung beſchließt die Zurück⸗ 
ziehung ihrer Einwilligung vom 16. Sept., die Annahme des malmder Waffen⸗ 
ftillftandes betreffend, und die Wiederaufnahme der Diskuſſion über dieſen Gegen⸗ 
ſtand in einer der nächſten Sitzungen. Die Begründung der Dringlichkeit dieſes 
Autrags wird nicht zugelaſſen. Denſelben Gegenſtand betrifft eine Interpellation 
Vogts aus Gießen an das Reichs⸗Miniſterium. Nach einigen Interpellationen 
Zimmermanns aus Spandow an das Reichsminiſterium, die vom Miniſter von 
Schmerling genügend erledigt werden, wird zur Tagesordnung geſchritten. 
Die Abſtimmung über gg. 18, 19, 20 des Att. IV. wird vorgenommen. Ueber 
bie Frageſtellung ſprachen die Abg. Zimmermann aus Stinttgart, Schmidt 
aus Schleſien, Schaffrath, Schilerenberg und M. Mohl. 6. 18. wird 
in folgender Faſſung zum Beſchluſſe erhoben: „Unterricht zu ertheilen, fo wie Unz 
terrichts⸗ und Erziehungs-⸗Anſtalten zu gründen, ſteht jedem Deutſchen frei, wenn 
er feine moralifche und wiſſenſchaftliche reſp. techniſche Befähigung. der betreffenden 
Staats⸗Behörde nachgewieſen hat (180 gegen 176 Stimmen.) Das geſammte 
Unterrichts- und Erziehungsweſen ſteht unter der Oberaufſicht des Staates und 
iſt der Beaufſichtigung der Geiſtlichkeit als ſolcher enthoben (3 16 gegen 74 St.) 
mit namentlicher Abſtimmung. Der Deutſchen Jugend wird durch genügende öf« 
fentliche Schul-Anſtalten das Recht auf allgemeine menſchliche und bürgerliche Bil— 
dung gewährleiſtet. Niemand darf die ſeiner Obhut anvertraute Jugend ohne 


den Grad von Unterricht laſſeu, der für die unteren Boltsſchulen vorgeicri 
"R. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. Die mn 


wählen aus den Geprüften die Lehrer der Volksſchulen.“ (176 gegen 147 St.) 
§. 19: „Für den Unterricht in den Volksſchulen und niederen Gewerbsſchulen 
wird kein Schulgeld bezahlt (193 gegen 163 Stimmen.) Unbemittelten jo auf 
allen öffentlichen Bildungs Auſtalten freier Unterricht gewährt werden. Armen⸗ 
ſchulen finden nicht ſtatt. Die Gemeinden beſolden die Lehrer in angemeſſeuer 
Weiſe. Unvermögenden Gemeinden kommen hierbei die Staatsmittel zu Hülfe.“ 
8. 20.: „Es ſteht einem Jeden frei, feinen Beruf zn wählen und ſich für denſel⸗ 
ben auszubilden, wie und wo er will.“ Gemäß eines früheren Autrags wird 
nachträglich über Art. III. und IV. der Grundrechte zuſammen abgeſtimmt und 
beide Artikel ohne Abänderung zum Beſchluſſe erhoben. Es wird mit Ueberge⸗ 
hung des Artikels V. zur Berathung über das Vereinsrecht, Artikel VI. des Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurfs, gefchritten. Bei der Diskuſſtonsfrage erheben ſich keine 400 
Mitglieder, weshalb die Verathung unterbleibt und unverzüglich zur Abſtimmung 
geſchritten wird. Wigard verlangt namentliche Abſtimmung über den zweiten 
Theil des 8 23. Reichenſperger glaubt, daß ohne vorhergegangene Beras 
thung gefchäftsordnungsgemäß keine namentliche Abſtimmung ſtattfinden könne. 
Schneer will dieſes Verfahren nur bei höchſt wichtigen Fragen vorgenommen wiſ⸗ 
fen, wobei die Meinungen auch in den Parteien auseinandergehen. In allen 
anderen Fällen fei dieſe Maßregel nicht nothwendig, da die Factionen der Vers 
ſammlung in ganz Deutſchland offenkundig ſeien. Nauwerck wünſcht darum 
namentliche Abſtimmung, weil der Ausſchuß dem Entwurfe einen allzu polizei⸗ 
lichen Anſtrich gegeben habe. Nachdem die Verſammlung für die Zuläſſikeit na⸗ 
mentlicher Abſtimmung ſich ausgeſprochen hat, wird §. 23. nach dem Gutwurfe 
des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes angenommen, und zwar der zweite Theil bet namentli⸗ 
cher Abſtimmung mit 255 gegen 232 Stimmen; er lautet: „die Deutſchen Ha 
ben das Recht, ſich friedlich und ohne Waffen zu verſammeln; einer beſonderen 
Erlaubniß dazu bedarf es nicht. Volksverſammlungen unter freiem Himmel koͤn⸗ 
nen bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten 
werden.“ ß. 24.: „Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Die⸗ 
ſes Recht ſoll durch keine vorbeugende Maßregel beſchränkt werden (Antrag des 
Verfaſſungs Ausſchuſſes.) Der Orden der Jeſuiten, Lignorianer und Redemp⸗ 
toriſten iſt für alle Zeiten aus dem Gebiete des Deutſchen Reiches verbannt.“ 
(kheinwald aus Bern.) Die Sitzung wird um 23 Uhr Nachmittags geſchloſſen. 


Wien, den 29. September. Das amtliche Blatt des Ungariſchen Mini⸗ 
fieriums Közlöny theilt in einem Supplement mehrere aufgefangene Briefe 
mit. Jellachich bedankt ſich in einem derſelben bei Latour für die richtig bes 
forgte Geldſumme, fordert aber neue Geldſendungen, um den guten Geist und 
die Mannszucht unter ſeinen Truppen aufrecht zu erhalten. Mehrere Schrei⸗ 
ben geben Aufſchluß über den Abfall des Küraſſierregiments Hardegg und 
einer Diviſton Kroß Chevauxlegers von der Ungariſchen Armee. Die meiſten 
Schreiben find minder erheblicher Art, geben jedoch intereſſante Auſſchlüſſe über 


on die Ofſtziere der Kroatiſchen Ar⸗ 
mee zu em er Boden unter ihren Füßen wankend werden könnte; 
Jel! achi 9 vor dem Gedanken zurückzuſchaudern, daß er ſeine 
Kanonen gegen die Huſaren richten müßte, „indem dadurch ein unheilbarer 
Riß in der Armee bewirkt werden könnte“. 
ron Franz Kulmer fordert er auf das 
klärung erfolge, um zwedloies N 
iſt der Ungariſche Miniſterpräſtdent Graf Batthyany hier eingetroffen, um 

rmals Nückſprache mit Mehrere Glieder des Ungari⸗ 
eniſchloſſen ſein, den Wider⸗ 
auf N Nachrichten zufolge hat fich 
Jellachich ins Somogyer Komitat gewendet und wünſcht vermuthlich auf 
um ſofort Peſih anzugreifen. 
es wegen der aufgefangenen 
Die heutige Sitzung 
war nur ganz kurz, indem ſich wegen ſchadhaft gewordener Röhren ein uner⸗ 


das Kroatiſche Lagerleben. 


licht. Die weſentlichſten Punkte 


zeichnungen find abgeſchafft und dürfen nicht mehr verliehen werden; die Todes- 
ſtrafe wird 


politiſche Fragen berathen oder Bes 


) Die hier ı 
Kardinalpunkte werden die lebhafteſten Debatten veranlafſfen; 1 


werden. — Auch 
geräumt werden, wieder eine 
oe Eventualität des Belagerungsſtandes 


i chen. - Finanzminiſter hat heute den Vor 
ſchlag pro 1849 mitgetheilt; wir bemerken daraus vorläufig, daß ade an 


‚Defizit die Summe von 70 Mil. Gulden überſtieg und daß für das g 
Mill. Gulden vorausgeſetzt e de 


Wien, den 28. Sept. Geſtern ſind zwei Manifeſte des Kaiſers d.d. 
Wien, den 25. Sept., von keinem verantwortlichen Miniſter kontra 
nen; eines an die Volker, das andere an die Armee in 
Der Inhalt derſelben beſteht in Folgendem: F.-M.⸗L. Gra 
den ſofortigen Oberbefehl über alle 
(ſomit auch über Jellach ich's Armee und die Unge 


ſignirt, erſchie⸗ 
Ungarn gerichtet. 
Lamberg übernimmt 


habe er allenthalben Waffenruhe zu bewirten; zur Herflellung der geſetzlichen Ord⸗ 


nung in Nordungarn ſeien bereits die erforderlichen Verfügungen getroffen; eben 
fo ſei die befriedigende Ausgleichung aller inneren Zwiſtigkelt eingeleitet worden; 
das Verhältniß zwiſchen Ungarn und den übrigen Oeſterreichiſchen Staaten müſſe 
auf die Grundlage der pragmatiſchen Sanktion zurückgeführt werden; Gr. La m⸗ 
berg habe ſich in das Ungariſche Hauptquartier zu verfügen, dort alle Feindſe⸗ 
ligkeiten einzuſtellen und den gleichen Befehl an den Ban von Kroatien zu er⸗ 
laſſen. Heute find zwei weitere Manifefte des Kaiſers (ſ. unten) veröffentlicht 
worden. — Koſſuth iſt von Peſth abgerelſt und hat ſich nach Szolnik verfügt, 
um das ungariſche Landvolk aufzuregen. Wir glauben vergebens, denn wie 
uns wohlbefannt, ficht der magyariſche Bauer ungefähr auf derſelben Stufe wie 
der galtziſche; er verehrt den König, hat vor dem Adel, der denn doch in Ungarn 
an der Spitze der Bewegung ſteht, keinen Reſpekt und fchenft ihm kein Vertrauen, 
während er noch vor etlichen Jahren demſelben gehorchen zu müſſen glaubte. Anz 
dererſelts ſeylt ihu jeder kräftigere Patriotismus, jedes noch fo befheidene Maß 
politiſcher Bildung. Die Bewohner der meiſten freien Städte find von gemiſch⸗ 
ter Abkuuft und fügen ſich willig jeder Gewalt. Der Heft der bewaffneten Streit; 
kräfte, worüber Ungarn bis jetzt verfügte, wird mit außerſt geringen Ausnahmen 
dem Grafen Lamberg zufallen, deſſen Befehl den Ban Jellachich' bereits 
nahe bei Ofen etreichen dürfte. Schon find heute Flüchtlinge von Peſth hier 
eingetroffen. Die Beitürzung über die Entfernung des Palatins ft daſelbſt un⸗ 
gehener. Umſonſt trachten ſie die Blätter zu verbergen; übrigens ergeht ſich die 
Befiher Zeitung in ſcharſen Ausfallen gegen Koſſuth, der au meiften dazu beis 
Jetragen habe, das Land in feine jetzige kritiſche Lage zu verſetzen. — Hier ver⸗ 
floß die letzte Nacht ſehr ſtürmiſch und blutig. Bekannntlich find hier die Kaz⸗ 
zen nuſiten permanent an der Tages- oder vielmehr Nachtordnung. In der 
Vorſtadt Scholten feld kam es desfalls zum Einſchreiten der Nationalgarde; 
als ſie mit gefällten B 

mit Steinen und schoß zum Theil aus den Fenstern herab, fo daß von der Garde 
9, vom Volke 6 Judioiduen tödtlich verwundet wurden. Die Garniſon 
war geſtern und iſt heute noch konſignirt. Es iſt befohlen worden, die Holz⸗ 


niederlagen auß dem Stadtgraben zu entfernen; auf dem Hofe vor dem Kriegsmi⸗ 
niſterial-Gebände darf nächſtens der Ob 1 


ten werden. Die akademiſche Legion in für 
militaitiſchen Vorſichtsmaßregeln deuten allerpings auf Beſorgniſſe der Regierung; 
übrigens iſt die öffentliche Ruhe ſonſt nicht geſtört worden. — Erzherzog Ste⸗ 
phan iſt nach Brunn abgereiſt; Graf Matla th, ungariſcher Reichsgroßtichter, 


heute Nachmittags konſignirt. Dieſe 


in Ungarn befindlichen, bewaffueten anne 
riſchen Garden); 2 


ajonette vordraug, rottete ſich der Poͤbel zuſammen, warf 


Its und Gemüſemarkt nicht mehr abgehal⸗ 
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iſt ſein geſetzlicher Subſtitut und der Monarch hätte verfaßungsgemaß kei nen an⸗ 
ern dazu deſigniren dürfen, N f 

> 5 ern ift von St. Maj. ein Manifeft herabgelangt, womit ber F. M. L. 
Graf von Lamberg, Divifionär in Preßburg, zum bevollmächtigten Königlichen 
Ungariſchen Militaircommiſſär ernannt iſt, und durch welches demſelben Alle 
in den zur Krone Ungarus gehörigen Ländern befindlichen K. K. Truppen, 
Gränzer und Garden — die erogtiſchen nicht ausgenommen, unterge⸗ 
ordnet werden. In denſelbem Manifeſte ſpricht Sr. Majeſtät den feſten Entſchluß 
zur Unterdrückung des Bürgerkrieges in Ungarn aus, und verordnet dem zufolge 
einen Waffenſtillſtand unter den ſtreitenden Parteien und das Einrücken des 
K. K. Militairs aus Mähren zur ſofortigen Unterdrückung der dort entſtandenen 
ſlaviſchen Inſurrektion. Es iſt jetzt die Frage, ob Jellachich ſich dieſem K. K. 
Manifeſte fügen, oder ob dasſelbe von ihm, wie das Manifeſt vom 10. Juni 
ad acta gelegt werden wird? 8 5 

Aus Siebenbürgen, den 17. Septer. Am 12. Sept. mußte eine aus 
23000 aufſtändiſchen Walachen beſtehende Zuſammenrottung bei Lona am 
Aranyos durch Milttairgewalt auseinandergefprengt und zur Achtung des Ge⸗ 
ſetzes gezwungen werden. Es ſind bei ditſem blutigen Zuſammenſtoße mehr als 
30 Menſchenleben zum Opfer gefallen! Die Urſache war folgende: Das mi⸗ 
nifterielle Conſcriptions⸗ und Rekrutirungsgeſetz ſollte von einer exmittirten Coms 
miſſton in Vollzug gebracht werden. Die Bauern aus acht aneinander liegen⸗ 
den Ortſchaften verabredeten und verſchworen ſich untereinander, dieſem Geſetze 
keine Folge zu leiſten und ſich mit Gewalt der Vollziehung deſſelben zu wider⸗ 
ſetzen. Die Dorſvorſteher erklärten, daß fie dem Ungariſchen Miniſterium keine 
Rekruten ſtellen würden. Die Rekrulirungscommiſſton nahm Militairaſſiſtenz 
in Anſpruch, und es kam zum Kampfe, der mit der Niederlage der Bauern en⸗ 
digte. Die Sachſen von Hermannſtadt und Kronfiadt haben ebenfalls gegen 
dieſes Rekrutirungsgeſez und die Erlaſſe des Miniſteriums einen derartigen 


Proteſt eingelegt. (C. Bl. a. B.) 


Frankreich. | 

Paris, den 29. Sept. National-Verſammlung. Sitzung vom 
28. September. In den Nebenſaͤlen waren allerlei bunte Gerüchte im Umlauf. 
So hieß es unter Anderem, der Angeftellte Pradier⸗Bapard hatte eine Hollenma⸗ 
ſchine gefunden, mittelft welcher die National⸗Verſammlung in die Luft geſprengt 
oder wenigſtens verbrannt werden ſollte. In der Bibliothek ſoll in der That ein 
laͤngliches Kiſtchen entdeckt worden fein, das einige Zündftoffe mit einer grauen 
Pulverſorte enthielt. Zu welchem Zweck und wie lange dieſes Kiſtchen dort gela⸗ 
gert haben möge, darüber konnte das Gerücht bis zu dem Augenblicke noch keine 
Auskunft geben. Marraſt eröffnete um 124 Uhr die Sitzung. Wahlberichte. 
Die Verſammlung geht zur Tagesordnung, der Verfaſſungsdebatte, über. Bar⸗ 
thelemy St. Hilaire, der die geſetzgebende Gewalt Einer Kammer nur pro- 
viſoriſch Übertragen wiſſen wollte, zieht fein Amendement zurück. Artikel 20. 
wird d ing en. Artikel 21., die Zahl der Volks-Repräſentanten 
auf 750 end, wird in Berathung gezogen. Art. 21. u. 22. angenom- 
men. Art. 23.: „Die Wahl der Volksvertreter hat die Zahl der Bevölkerung 
zum Maßſtabe.“ Angenommen. Art. 24.: „Das Stimmrecht iſt allgemein 
und direckt. Das Strutinum iſt geheim.“ Angenommen. Etienne bean⸗ 
tragt, jeden Bürger zu beſtraſen, der nicht ſtimme. Hierdurch werde der Träg⸗ 
heit bei Wahlen geſteuert. Larochejaquelin bekämpft den Autrag als zu 
hart. Nach habe die Verſammlung den Stimmort nicht eutſchieden. Viele Bür⸗ 
ger könnten ihren Aufenthaltsort nicht verlaſſen. Die Verſammlung ſchiebt ihre 
Entſcheidung bis zu dem Augenblick auf, wo ſie die Wahlen in der Gemeinde⸗, 
Arrondiſſements- oder Departements-Hauptſtadt feſtſtellen wird. Artikel 25.: 
„Wähler find alle 21jahrigen Franzoſen, die in ihren bürgerlichen Rechten nicht 
eingeſchräut ſind u. ſ. w.“; angenommen. Art. 26.: „Um wahlfähig zu ſein, 
muß man 25 Jahre zurückgelegt haben u. ſ. w.“, ohne Bedingung des Cenſus, 
noch Domizils. Daguerre will die Worte: „ohne die Bedingung des Cenſus 
und Domizils“, unterdrückt wiſſen. O. Lafayette bekämpft dies. Art. 26. 
bleibt wie er iſt. Art. 27., don den Unzulaſſigkeiten, Uufähigkeiten . w. 
handelnd, giebt zu einer unerheblich en Diskuſſton wegen ber Beamten⸗Kategorieen 
Veranlaſſung. Bouſſi, Bayet, Lagarde und Andere möchten die Unzu⸗ 
läͤſſigkeiten zum Theil beſchränkt, zum Theil ausgedehnt willen. Es wurde das 
gebeime Strutintum beantragt, welches folgendes Reſultat ergab: Zahl der 
Slimmenden 785 ; abfolute Mehrheit 393; für das Amendement 5733 gegen 
daſſelbe 212. Die Inkompatibilitäts⸗Frage ſoll alſo erſt bei der Berathung 
über die organiſchen Geſetze eneſchieden werden. Der Art, 27, geht daher wit 
allen Nebenauträgen an den Verfaſſungs⸗Ausſchuß zurück. Art. 28. lautet: „Die 
Wahl der Volksvertreter geſchieht nach Departements und in der Kantonshaupt⸗ 
ſtadt nach Wahlliſten.“ Weautu Ballange ſtellt den Autrag, die Wahlen 
auf möglichſt kleine Kreiſe zu beſchraͤnken. Die Verſammlung, die der augen 
Cutwickelung des Autragſtellers unaufmerkſam zuhörte, verwirft den Antrag. 
Mortimer Ternaur ſtellt einen ähnlichen Antrag, der jedoch verſchoben wird. 
Tourret, Ackerbau-Miniſter, beſteigt die Rednerbühne und ſagt: Am Sonn- 
abend ſei der Antrag gefallen, von jetzt an wöchentlich fünf Tage lang die Ver⸗ 
ſaſſung zu diskutiren. Dagegen proteſtire er, neue Natural⸗Geſetz-Entwürſe, 
namentlich über die Ackerbauſchulen, würden darunter leiden. Ferdinand von 
Laſteyrie ruft: „Ellen wir, daß wir zunächſt aus dem Proviſorium heraus⸗ 
kommen.“ Die Verſammlung entjcheidet, daß ſie Ian Tage lang wöchentlich 
über die Verfaſſung diskutiren, mithin morgen die Verfaſſungs ⸗Diskuſſion forte 

fegen will, und geht um 6 Uhr auseinander. * 
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3 we 10:37 
In Saͤckingen find viele gefangene Republikaner, darunter ein Italiener, ein 
Berliner und andere Deutſche. Sie ſind zuſammen gefangen worden, wie ſeiner 
Zeit die Schweizer Freiſchärler von Luzern. Die meiſten hatten keinen Ausweg 
mehr gefunden. Da die Brücke in Sädingen und Rheinfelden, fo wie die Fäahr⸗ 
ien über den Rhein, bewacht wurden, fo konnten diesmal nicht fo viele Flücktlinge 
in die Schweiz entkommen. (N. 30 


litten 

Es unterliegt kaum noch einem Zweifel, daß die herrliche Inſel Sicilien dem 
Verluſte ihrer Freiheit wieder entgegengeht. Der Fall Meſſina's hat den Enthu⸗ 
asmus der Sicilianer bedeutend abgekühlt und die ſchnelle Unterwerfung der 
meiſten Seeſtädte zur Folge gehabt. Es bewährt ſich hier aufs Neue, daß die 
anfangs überſpannte Begeiſterung des Italieners, mit welcher er ſich in den 
Kampf ſtürzt, einer eben fo großen Muthloſigkeit Platz macht, ſobald ihn ein 
Unfall trifft. Sicilien war ſtark genug, um bei einiger Ausdauer und einiger 
Organiſtrung den Nrapolitanern die Spitze zu bieten und der Fall einer einzi⸗ 
gen Stadt bedang noch lange nicht den Fall der ganzen Inſel. Hätte die Re⸗ 
gierung mit der Bildung von ſteben Lagern nicht bis zum 8. September ge⸗ 
wartet, wäre es ihr früher eingefallen, daß man einer geregelten Truppen⸗ 
maſſe ganz anders als mit ungeregelten Volkshaufen, die obne Leitung blind 
in den Rachen der ihnen wohlbekannten Scilla und Charybdis hineinrennt, 
entgegentreten müſſe, dann hätte das Schickſal des „Garten Europa's“ gewiß 
eine andere Wendung genommen. Die Sicilianer rechneten auch vielleicht zu 
ſehr auf die Unterſtützung der franzöſiſchen und engliſchen Flotte, was wir auch 
natürlich finden, denn zu welchem Zwecke ſollten die beiden Flotten in den dor⸗ 
tigen Gewäſſern fo lange herum gekreuzt haben, was konnke ſonſt ihre Abſicht 
ſein? Frankreich ging ja überdieß mit ſeinen Freiheitsideen Europa voran 


warten, als „Dießſeits“ und „Jenſeits“ (des Pharo) geſchieden zu ſehen. Aber 
tempora mutantur. Die neueſte Politik der europäiſchen Regierungen drängt 
wieder nach dem Alten, und ſo muß auch Sicilien ſeine Freiheitsgelüſte mit 
der Einäſcherung feiner zweiten Haupiſtadt büßen. 

Nom, den 14. Sept. Ich bin im Stande Ihnen zu melden, daß der h. 
Vater geſtern von dem Reichsverweſer Erzherzog Johann ein Schreiben er⸗ 
hielt, worin Se. kaiſerl. Hoheit dem Papſt ſeine wärmſte Verehrung ausdrückt 
und ihm anzeigt: es ſei die Abſicht des öſterreichiſchen Cabinets, aus den lom⸗ 
bardiſchen Provinzen einen (in ſeiner Verwaltung) unabhängigen Staat zu 
bilden. (Hierzu bemerkt die „Allg. Ztg.“: Wir müſſen die Richtigkeit obiger 
Angabe, die uns übrigens aus guter Quelle zukommt, dahin geſtellt fein laſſen. 
Indeß ſcheint es wenig Zweifel unterworfen, daß Oeſterreich den Lombardiſch⸗ 
Venetianifchen Staaten eine eigene Verwaltung — wohl auch befondere Stände 
zugeſtehen will.) 

Neapel, den 14. Sept. (Basl. Z.) Seit Meſſina beſetzt iſt, hat die 
Regierung nur eine einzige weitere Depeſche bekannt gemacht, woraus die weis 
tere Unterwerfung des Küſtenſtrichs von Meſſina bis Milazzo und der Inſel 
Lipari hervorzuheben iſt. Auch Catanca habe bereits feine Unterwerfung ein⸗ 
geſandt. Die Flotille it am 9. oder 10. in der Richtung von Syrakus ubge⸗ 
ſegelt. — Nach allen Berichten haben die Königlichen bis zum 10. d. M. an 
Todten Verluſt 150—180, an Verwundeten gegen 750 Mann; unter Erſteren 
it ein Schweizerhauptmann und wenige Artillerieofſiziere. Von Gefangenen 
iſt nicht die Rede Es iſt nicht wahr, daß 200 Schweizer von den Sieilianern 
niedergemacht, 600 in die Luft geſprengt wurden. Die wenigen Gefangenen, 
die ihnen in die Hände ſielen, als der erſte Landungsverſuch vor ſich ging, 
wurden in die Stadt geſchleppt, gräulich gemordet, die Leichname der Gefalle⸗ 
nen noch zerriſſen, ſogar gebraten in den Straßen als „Neapolitanerſleiſch“ 
zum Verkauf ausgeſchrien. f 


und England — brauchte wohlfeilen Schwefel. 


Die heute Morgen 3 3 Uhr erfolgte glückliche 
Entbindung meiner lieben Frau, Emma, geborne 
Barleben, von einem geſunden Knaben, zeige ich 
Verwandten und Freunden, ſtatt jeder beſondern 
Meldung, hiermit ergebenſt an. 

Trzemzal bei Trzemefjno, den 1. Oktober 1848. 


Leopold Bußmann. 


Die Verlobung unſerer Tochter Dorothea mit 
dem Herrn Louis Weyl in Schneidemühl, be⸗ 
ehren wir uns Verwandten und Freunden ergebenſt 
anzuzeigen. : 

Rakwitz, im September 1848, 

Elias Baſch und Frau. 


Dorotbea Vaſch. 

Louis Weyl. 

Verlobte. 
Schneidemühl. 


Rakwitz. 


Den heute früh um 54 Uhr in Folge des Nerven⸗ 
fiebers erfolgten Tod unſeres geliebten älteſten Soh⸗ 
nes Louis zeigen tiefbetrübt ergebenſt an 

der Tiſchlermeiſter Gerſtel nebſt Frau. 

Poſen, den 3. Oktober 1848. a 

Die Beerdigung erfolgt Donnerftag den Öten d. 
M. Nachmittags 4 Uhr. 

— 70 —ꝓꝛũ—œB⸗ . —‚ 
| Mldberget rale des Groß 

im Schildberger Kreiſe des Großherzog⸗ 
än da adeligen Gute Rogaſzyce 
find für den Ober⸗Amtmann Otto Heinrich Fer⸗ 
din and Könige feine Rechte als Pächter, 

Rubr: II. No. 2. aus dem Vertrage vom gten 

Januar 1829 mit der Vorheſtberm Eva von 
Wezyk ex decreto vom 26ften Januar 1829, 


197 II. No. 3. aus der Verlängerung dieſes 
Vertrages vom 19ten Juli 1836 mit deren 


Special⸗ Bevollmächtigten Joſeph von Wer 


zyk ex decreto vom Iäten November 1836 
eingetragen. TR 
Beide Eintragungen find löſchungsſäbig quitlirt. 
Es find aber die darüber ausgefertigten Hypotheken 
Dokumente verloren gegangen. Auf den Antrag der 
Befiger Joſeph und Stephania von Weiyk⸗ 
ſchen Eheleute werden daher alle diejenigen, welche 
an die bezeichneten Poſten und die darüber ausgefer⸗ 
tigten Dokumente als Eigenthümer, Erben, Ceſſlo⸗ 
narien, Pfandinhaber oder aus einem anderen 
Rechts⸗Grunde Anſprüche zu haben vermeinen, auf⸗ 
gefordert, ſolche Pause 183 auf 
n 6ten December Vermittags 
5 um 10 Uhr 


vor dem Ober⸗Landesgerichts-Referendarius Lane 
dowski in unſerm Inſtruktions⸗Zimmer angeſetz⸗ 
ten Termine anzumelden, widrigenfalls ſie damit 
präkludirt werden ſollen. 0 
Poſen, den 12. Auguſt 1848. 5 
Königliches Ober⸗ Landesgericht. 
Abtheil. für die Prozeß⸗Sachen. 


Was war da anders zu er⸗ 


Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Bromberg. 

Das im Mogilnoer Kreiſe belegene Rittergut 
Stadt Gembice No. 52., fo wie das dazu gehö⸗ 
rige Dorf Dzierzazno No. 38., zuſammen land⸗ 
ſchaftlich abgeſchätzt auf 22,093 Rtblr. 23 Sgr. 10 
Pf., ſoll in fortgeſetzter Subhaſtation 

am 6ten November c. Vormittags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Taxe, Hypothekenſchein und Kaufbedingungen 
können in der Regiſtratur eingeſehen werden. 


N BVBetanntmachung. . 
Am 13ten Juni d. J. Abends 11 Uhr find in der 
Nähe des herrſchaftlichen Gartens in Wyſzanow, 
Schildberger Kreiſts, 16 Stück magere Schweine, 
als defraudirt, von Gränzbeamten in Veſchlag ges 
nommen worden. Da die Treiber flüchtig geworden, 
und nicht zu ermitteln geweſen, fo werden die gleich⸗ 
falls unbekannten Eigenthümer der Schweine hier⸗ 
durch zur Begründung ihrer Anſprüche auf den Ver⸗ 
ſteigerungs⸗Erlös von 51 Nthlr. 29 Sgr. nach $ 60. 
des Zoll⸗Strafgeſetzes vom 23ften Januar 1838 mit 
dem Bemerken aufgefordert, daß, wenn ſich Nies 
mand binnen 4 Wochen von dem Tage, wo gegen- 
wärtige Bekanntmachung zum letzten Male in dem 
Königlichen Regierungs-Amtsblatte erſcheint, beidem 
Haupt⸗Zollamte in Podzameze melden ſollte, die 
Verrechnung des Erlöfes zur Königlichen Kaſſe erſol— 
gen wird. He 
Noten, den 10. Juni 19149. 
Der Provinzial-Steuer-Direltor v. Maſſen bach. 


— 


anz⸗Unterricht. 72 0 
Unterzeichneter giebt ſich die Ehre hiermit anzu⸗ 


; richt am 9. d. M. beginnt. 
zeigen, daß fein Unter Simon, Tanzlehrer. 


Grünberger Weintrauben 
empfiehlt à Pfund 23 Sgr in Fäßchen à 12 bis 30 
Pfund. Die Fäßchen werden weder berechnet noch 
mitgewogen und nur die beſten und ſchönſten 


Trauben geſandt. 5 
5 5 in Grünberg in Schleſien. 


Daß der allerfeinſte Rauchtabak 


Varinas⸗Canaſter 


iſt, darüber ſind wohl alle Kenner einig, nur war 
der Preis dafür bis jetzt zu theuer, um denſelben 
rein fabricirt billig liefern, und ihm dadurch eine 
allgemeine Einführung verschaffen zu können. 

Seit einiger Zeit aber ſind bedeutende Zufuhren 
diefes Varinas⸗Canaſters in Blättern aus Awe⸗ 
rika gekommen, deren Qualität vorzüglich ausfällt, 
ungeachtet der Preis gegen früher bedeutend billiger 
zu ſtehen kömmt. Wir haben davon große Quan⸗ 
titäten an uns gebracht, den Tabak auf das Sorg⸗ 
fältigſte fabricirt und unter der Etiquette 


geſchnittene Varinas⸗ 
Blätter 


das richtige Pfund 12 Sgr. 
(mit dem Matto:) 
Prüfet Alles und behaltet das Beſte! 
in 1, 1 und 4 Pfund» Paqueten einſchlagen laſſen. 
Nächſt dem Vorzug der leichteſten und beſten 
Qualität, hat derſelbe noch die gute Eigenſchaft, 
weit länger in der Pfeife anzuhalten, als viele an⸗ 
dern bekannten Tabake, weßhalb ſogar Raucher, die 


früher billigere Sorten konſumirten, wohl thun dürf- 
ten, dieſe von uns fabricirten _ 


geſchnittene Varinas⸗ 
. Blätter 
zu rauchen. 


Um allen Anforderungen zu genügen, haben wir 
dieſen Tabak 
grob geſchnitten in rother Etiquette 
mittel 5 ⸗ſchwarzer = 
fein Pr > blauer ” 
verpacken laſſen. 

Die Herren Tabakraucher bitten wir, ſich durch 
gefällige Verſuche von Gefagtem zu überzeugen, und 
ſchmeicheln uns, daß unſere Bemühungen dem Pu- 
blikum zu billigem Preiſe einen feinen Rauchtaback 
zu liefern, durch recht bedeutenden Abſatz Aner⸗ 
kennung finden werden, 

Berlin, den 23. Sept. 1848. 


Ferdinand Calmus & Comp., 
Tabakfabrikanten. 
Herrn J. Gintrowiez in ‚Hufen haben 


wir für dort den alleinigen Verkauf obiger Sorte 
Tabak überlaſſen. l 


Mit Bezug auf obige Annonce empfehle ich gleich⸗ 
zeitig meinen vorzüglich . 


guten Holl. Schnupftabak 


von 10 bis 25 Sgr. das Pfund, 
ſo wie a0 Sorten Cigarren von 3 bis 40 


Thlr. das 1 2 Gi 
J. Gintrowic 
Waſſerſtraße No. 20 
Avertissement. 


Das Publikum, welches auf eine leichte und bil- 
lige Art reich zu werden wünſcht, wird darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, ſich deshalb an den hochwohlge⸗ 
bornen Magiſtrats⸗Vorſitzenden zu Neuſtadt bei 
Pinne zu wenden, welcher im Intereſſe der Huma⸗ 
nität wohl nicht Anſtand nehmen wird, die neueſten 
Regeln der Arithmetik feinen Menſchenbrüdern mit⸗ 
zutheilen, wonach das günſtigſte Reſultat ſich heraus⸗ 
ftellt: daß, wenn Jemand ein jährliches Einkommen 
von 1500 Nihlr. hat, derſelbe ein Capital von 
75,000 Rthlr. beſitzt; reducirt muß nach dieſem 
Exempel Derjenige, welcher ein jährliches Einkom⸗ 
men von 50 Kthlr. hat, ein Capital von 2500 Rilr. 


beſitzen. . 
(Mit einer Beilage.) 


231. 


den 4. Oktober 1848. 


5 


Die Cholera tritt feit geſtern ſehr entſchieden 
1. Poſen, den 3. e übel es mit dem „ den 
Vergaben am 16 hes AHartanfer beſtellt iſt, geht unter Anderem daraus her⸗ 
vor, daß in der . — irren _ vorgeſtern gegen 200, ge⸗ 
ar 240 Rec. efert worden ſind. 5 
dn e her Serreidehändler haben geftern eine zweite gedruckte Anſprache an die 
polniſchen Landleute gerichtet, in durchaus verſöhnlichem Sinne, fie auf den Nach⸗ 
theil hingewieſen, der ihnen ſchon aus den erſten beiden Markttagen, wo die deutſchen 
Käufer gefehlt, erwachſen ſei, und ſie ermahnt, den Einflüſterungen derjenigen, 
die darauf ausgingen, unter den Bürgern eines Staates, den Kindern eines 
Gottes Zwietracht und Haß zu ſäen, fortan nie mehr Gehör zu geben. Gro⸗ 
bes Verdienſt in dieſer Angelegenheit ſoll ſich auch der polniſche Gutsbeſitzer 
und Abgeordnete in der Berliner National⸗Verſammlung Herr Alfons v. 
Taczanowski, ein ebenſo beſonnener, wie gebildeter Mann, erworben ha⸗ 
den. Derſelbe iſt, wie wir hören, dieſer Sache wegen von Berlin herüberge⸗ 
dommen, hat ſämmtliche hieſige Getreidehändler zu ſich ins Hotel de Dresde 
einladen laſſen und ihnen dort die Verſicherung gegeben, daß ein großer Theil 
der polniſchen Beſitzenden jenen rekriminirten Maßnahmen des polniſchen Adels 
nicht derdengung ganz fremd geblieben ſei, und daß dieſe Gemähigten auch 
nich hand nehmen würden, ihre Anſichten öffentlich auszufprechen. 
n, 


den 2. Ot ttel certanzeigen, Auktions- 
Ankündigungen — damit tober. Theaterzettel, Con zeig 


kleiden ſich ſeit einigen Tagen unfere Straßenecken. 
u Tepolutionairen Plakate hingerathen? Sind unſere Demokraten 


Ahe 1110 war das geſtern Nachmittag eine ſeltſame Volksverſammlung 
vor dem Schönhäufer Thore. Alle Redner waren daheim geblieben; nur „Kauf: 


mann Müller“ mit gelbem Hut, rothem Bart und ſchwarz umflorter Kokarde 
daun fig eingefunden in der Vorausſetzung, daß wahrſcheinlich „viel ſouveraines 
Volk“ (ipsissima verba) zur Stelle ſein und über die Abweſenheit der Redner 
zürnen werde. Und wie zahm, wie gemüthlich dieſer Einzige. Herr Müller, der 
ſonſt ſeine Anſprachen wie die Anderer mit jenen demonſtrativen Seiten zu be⸗ 
gleiten pflegte, 

dem ſogenaunten 
um den Brei 


— 


Belagerungszuſtand, er 
cht um, wie es bisher der 
zufallen, nein, um zu bes 
wenig tauge, das Frank- 
Es verſteht ſich, daß der Unverantwort— 
liche nicht das dürftigſte Argument liefern mußte; denn auch dieſen Schrecklichen 
hat ja das Frankfurter Parlament verſchuldet. Ich möchte mich in der Regel nicht 
herbeilaſſen, Ihnen die Produktionen Müllerſcher Eloquenz vorzuführen, allein 


derade in dieſem Falle hat ſie eine weitere Bedeutung, infofern fie für einen Aus⸗ 
über Frankfurt, über das 


druck der Parteiſtimmung gelten kann. O und Weh 
Parlament, über die Centralgewalt und vor Allem über Schmerling, der keinen 
Spaß verſteht und ein Bockhorn für feine Herberge anficht. Vom Main her 
kommt alles Unheil, da hat man den Rothen den Weg gewieſen, von da aus 
find fie in Baden fo unſauft begrüßt worden, von dorther ſchreibt ſich die Kölner 
Miſere, da liegen die Fallen, in denen die Münchner Demokraten gefangen 
wurden, und wer weiß, wer weiß, was aus jenem Winkel noch Berlin bevor 
ſteht. Darauf kommt jetzt alles an, dieſe höchſt unbequeme Centralgewalt zu 
beſeitigen, die ſich herausnimmt, die Regierungen zu kräftigen und zur Verhütung 
reſp. Unterdrückung der Unruhen anzuhalten. „Alle unſere Klubs“ ſagte Hert 
Müller „werden heute über Fraukfurt berathen, das an Allem ſchuld iſt.“ — 
Genug, unſere Demokraten ſehen grimmig nach Südweſt und verhalten ſich au⸗ 
genblicklich unſerer Regierung gegenüber ſehr gemäßigt — Einige meinen, weil 
Wraugel in Charlottenburg wohnt, Andere behaupten aber, auch weil man viel- 
leicht in Frankfurt die „intereſſanten Papiere“ Struve's — intereffant finden wird. 
Frankfurt a. M., den 29. Septbr. (O, ⸗P.⸗A., Z.) 87 ſte Sitzung 
der derfaſſunggebenden Reichs Verſammlung am 29. Sep⸗ 
tember. Vorſitender: H. v. Gagern. Eröffnung der Sitzung um 93 Uhr 
Vormittags. f Neue Eingänge für den Flottenbau werden verleſen und in Betreff 
einer früher eingegangenen Summe von 2608 Il. angezeigt, daß dieſelbe theils 
von einer durch Frauen und Jungfrauen der Stadt Augsburg veranſtalteten Samm- 
lung, theils von dem Ertrage von Konzerten herrührend, von Herrn Ober 
Konſul der Vereinigten Staaten in Augsburg, überreicht worden ſei. Eckart 
von Lohr ſtattet Namens des Finanz, Ausſchuſſes Bericht ab über die Dotation der 
Reichskaſſe für die Bedürfuiſſe der Centralgewalt und der Reichs⸗Ver 
und beantragt, die National⸗Verſammlung wolle 
bene unlage von 120,000 Fl. ihre Zuſtimmung geben, dawit die Vorlagen für 
N Bedfniſſe zeitig getroffen werden könnten. Jordan aus Berlin berich⸗ 
tet über die ſeitherige Thaͤtigkeit des Marine⸗Ausſchuſſes. Die Einſetzung einer 
‚ DeTonbegeh Marine, Behörde dürfe nicht länger mehr binansgefhoben werden. 
Binnen * Monaten könne die maritime Wehrhaftigkeit Deutſchlands ſo weit 
geforder ſein, um einer kleineren Macht gegenübertreten zu koͤnnen, welcher Auf⸗ 
gabe jedoch nur ein ſelbfftandiges Marine⸗Miniſterium gewachſen ſei. Um der 


Gentralgewalt nicht vorzugreifen ſcuß unterlaſſeh, fel 5 
bis ius Einzelne zu motiviren. Babe der Ausſchuß unterlafjen, feine Anſichten 


er Ausſchuß⸗ tet: Der Rei 
fer iſt zu erſuchen, eine Gentral-® usſchuß⸗Autrag lau er Reichsverwe⸗ 


zun Hörde für die Marine zu ernennen, beſtehend 
aus einen Perantwortlichen Miniſterlum und einem ſtändigen Admiralitäts⸗Kolle⸗ 


den, Derſelbe Redner Interpelint das Reichs⸗Miniſterium wegen der Ueber⸗ 


maier, 


ſammlung, 
zu der vorgeſchlagenen Matri⸗ 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


nahme der in Hamburg ausgerüſteten Ktiegsſchiffe. a u be 

i iniſteri inanzen zerfällt in die : welche 
den's an das Reichs⸗Miniſterium der Finanz dre i 
— von den zur Erbauung der Deutſchen Kriegsflotte e 
Thalern bis jetzt eingegangen ſeien, welche Staaten K N 2 4 80 
macht und welche Mittel ergriffen worden ſeien, um die i — 1 1 e 
men zu ſichern? Reichs⸗Miniſter v. Schmerling erklärt, daß N 


ö f fügen 
reichiſchen Vice⸗Admital die Einladung ergangen, nach Frankfurt ſich zu verfügen, 


um nach erfolgter Rückſprache mit dem Miniſterium in Begleitung eines Ina 
Sachverſtändigen nach Hamburg in obiger Abficht abzugehen. Eine 5 5 he 
von Seiten des Vice-Admirals werde zuverſichtlich erwartet, und Herr S — ’ 
der Präfident des Marine-Comités in Hamburg, habe ſelbſt die Wahl als eine 
glückliche bezeichnet. Jordan findet feine Anfrage in der Hauptſache nicht 907 
digt. Die Schiffe in Hamburg ſeien ſeither von Mitteln des Marine: Comiteé's 
erhalten worden, die nunmehr erſchoͤpft ſeien. Trete nicht unverweilte Hülfe ein, 
fo müßten die Schiffe abgetafelt werden. Reichs⸗Miniſter von Schmerling 


macht die Bemerkung, daß nach einem Ausſpruche des Herrn Sloman das Ma⸗ . 


rine.- Comité die Erhaltung der Flotte für die nächſten Wochen noch fortzuſetzen 
vermöge. Berger aus Wien ſtellt folgende Interpellationen an den Reichs⸗ 
Minister des Innern: Hat das Reichs-Miniſterium Kenntniß von dem Fortgange 
der nochimmer rückſtändigen Oeſterreichiſchen Wahlen und von ben zu deren Vers 
hinderung herrſchenden Umtrieben? Welche Mittel hat das Reichs ⸗Miniſterium 
zu Vervollſtändigung dieſer Wahlen ergriffen, und welche Stellung gedenkt die 
Centralgewalt deu reaktionairen partikulariſtiſchen Beſtrebungen Oeſterreichs ge⸗ 
genüber einzunehmen, um die Oeſterreichiſch-Deutſchen Provinzen vor einer Los— 
trennung vom Deutſchen Bundeslande zu ſchützen? Reichs⸗Miniſter v. Schmer⸗ 
ling erklaͤrt, daß er dieſe Frage am 2. Oktober beantworten werde. Namens 
des Prioritäts⸗Ausſchuſſes beantragt Weichmann, daß die Frage über die An⸗ 
erkennung der Weſtphäliſchen Staatsſchuld, ihrer hohen ſtaats rechtlichen und pri⸗ 
vatrechtlichen Wichtigkeit wegen, an den Oeſebzgebungs⸗Ausſchuß Fawieſen werbe. 
Rieſſer verlangt, daß der Bericht über dieſen Gegenſtand zur Diskuſſton auf eine 
der nächſten Tagesordnungen geſetzt werde. Zur Beantwortung verſchiedener Inter⸗ 
pellationen der Abg. Mareck, Reh und Zimmermann aus Spandow ergreift der Zus 
ſtizminiſter R. Mohl das Wort, indem er erklärt, daß der Belagerungszuſtand der 
freien Stadt Frankfurt auf Grund des §. 96 der Bundeskriegsverfaſſung und des Art. II. 
des Geſebes für die Ceutralgewalt, wongch dieſer letzteren zum Schutze der deutſchen 
Staaten eine Vollziehungsgewalt eingeräumt iſt, verfügt worden ſei. Eine weitere 
Veranlaſſung hiezu habe ein Schreiben des Senats der freien Stadt Frankfurt an 
die Centralgewalt abgegeben, ſo wie die Zuſtimmung der Reichsverſammlung ſelbſt, 
zur Fortdauer dieſer Maßregel. Auf die Frage des Abgeordneten Reh, was unter 
Belagerungszuſtand zu verſtehen ſei, diene die Antwort: unter Belagerungszuſtand 
verſteht man die Gleichſtellnng einer Stadt mit einem vom Feinde bedrohten Orte. 
Die auf den vorliegenden konkreten Fall bezüglichen Gebote und Verbote ſtuͤnden 
in den Öffentlichen Plaraten und betrafen unter Anderem die Auslieferung der Waffen 
aller nicht zur Bürgerwehr gehörenden Perſonen. Das Martialgeſetz fei eine noth⸗ 
wendige Folge des Belagerungszuſtandes und beſtehe in einer abgekürzten Prozedur des 
Kriegsgerichtes. (Bravo!) Zimmermann aus Spandom ſtellt ſofort den Antrag auf 
Aufhebung des Belagerungszuſtandes und des Standrechts im Gebiete der freien Stadt 
Frankfurt. Ueber die Begründung der Dringlichkeit ſeines Antrags verlangt Zim⸗ 
mer ma n u namentliche Abſtimmung. Das Ergebniß derſelben iſt, wie bereits ge⸗ 
meldet, die Verwerfung der Dringlichkeitsbegründung mit 286 gegen 110 Stimmen. 
Man geht zur Tagesordnung über und mit der Diskuſſton über $. 25. des Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurfs, welcher lautet: „Das Eigenthum iſt unver letzlich“ 
wird begonnen. Reichenſperger aus Trier beantragt folgenden Zuſatz: Cs 
bleibt den Einzelnſtaaten uͤberlaſſen, die Durchführung des Prinzips der Theilbar⸗ 
keit des Grundeigenthums durch Uebergangsgeſetze zu bewerkſtelligen. M. Mohl 
ſpricht ſich entſchieden für die Theilbarkeit des Grundeigenthums aus. Nur dutch 
die Einführung eines ſolchen Geſetzes konne der gedrückte Ackerbauer und Tagelöh⸗ 
ner aus der vielfach beſtehenden Gebundenheit und Hoffnungsloſtgteit ſich empors 
arbeiten und von einem gleichſam geſetzlichen Proletariat, von der Beſitz und Che⸗ 
loſigkeit, ſich befreien Nach dem Vorſchlag des Präsidenten fpricht ſich die ers 
ſaumlung für die Mieberathung des 8. 26. aus. Derſelbe lautet: „Eine Ent 


einigung kann nur aus Rückſichten des gemeinen Beſten, nur auf Grund eines 


Geſetzes und nach vorgängiger gerechter Entſchaͤdigung vorgenommen werden.“ 
yon Salzwedell aus Gumbinnen will nicht, daß die vorliegende Frage den 
Einzelregierungen überlaſſen bleibe. Dieſelbe gehöre zu den Grundrechten, weil 
die Einheit Deutſchlands eine gleichmäßige Beſtimmung in diefer Beziehung er⸗ 
fordere. Lerte aus Berlin ſtellt ſich auf den praktiſchen Boden der Erfahrung, 
die er in ſeiner amtlichen Stellung gemacht hat und zeigt, daß die Nichttheilbar⸗ 
keit des Grundeigenthums die Hemmung der ſozialen und gewerblichen Entwicke⸗ 
lung zur Folge haben müſſe. Langerfeld aus Wolfenbüttel if entgegengeſetz⸗ 
ter Anſicht und ſucht aus Erfahrung zu beweiſen, daß auch in jenen Deutſchen 
Laͤndertheilen Wohlſtand herrſche, wo eine ſogenaunte Geſchloſſenheit der Höfe 


beſtehe. (Schluß folgt.) 
Ausland. 


Frank vi 
Strasb den 23. September. Der Abgeordnete bei der Nationale 
verſammlung in grantfutt, Dr. 316 aus Mainz, befindet ſich ſeit einigen 
Tagen in unſerer Stadt. 


— 


— 


— In Moneteau (bei Auxerre) riß die Polizei folgenden Volksaufruf ab: 
„Franzosen! Nachdem Ihr von Neuem die Tyrannei verjagt habt, die uns im 
Juli 1830 betrog, laſſet Ihr Euch von einer Tyrannei käuſchen, die noch viel 
heuchleriſcher iſt. Statt eines Königs, der uns ausſog, haben wir deren meh⸗ 
rere, die ſich auf unſere Koſten mäſten. Laßt uns zu den Waffen greifen, un⸗ 
ſere Feſſeln ſprengen und den Mann, der für uns paßt, erheben. 

Straßburg, 27. Sept. Die Schilderhebung im badiſchen Oberlande ift 
nun beendigt. Von allen Seiten kommen Flüchtlinge über den Rhein. Das 
planloſe und unſinnige Unternehmen Struve's hat fo geendet, wie jeder Veruüuf— 
tige im Voraus einſehen konnte. Seiner Partei hat er durch feinen abenteuerlichen 
Zug nicht wenig geſchadet. Den politiſchen Flüchtlingen wird nun ſowehl an der 
Schweizer, als auch an der franzöſiſchen Gränze der Aufenthalt erſchwert. Seit 
vorgeſtern haben preußiſche Truppen die Grenze bei Kehl, fo wie die Rhein, 
brücke beſetzt. Geſtern ſtrömten Tauſende von Straßburgern nach dem nahen 
Gränzſtaͤdtchen, um die preußiſchen Truppen, deren Haltung allgemein gefällt, zu 
ſehen. Unſere Nachbarn find mit den preußiſchen Gäften ſehr zufrieden, da ſich 
dieſelben überall, wo ſie einquartirt find, ſehr hoͤflich und anſpruchslos betragen. 
In allen rheiniſchen Graͤnzbezirken wimmelt es von deutſchen Reichstruppen. Wäh⸗ 
rend das Nachbarland ganz kriegeriſch beſetzt ift, find bei uns die Beſatzungen ſehr 
ſchwach, und noch verlautet nichts, daß dieſelben verſtärkt werden. Die Alpen; 
Armee befindet ſich dagegen auf vollſtändigem Kriegsfuße und verlangt noch immer 
neuen Zuwachs an Artillerie und Reiterei. Hier traf dieſen Morgen die Nachricht 
ein, daß Carl Albert in Aleſſandria ermordet worden ſei. Wir ſchenken derſelben 
vor der Hand keinen Glauben. 

N Seen 

Zürich, 27. Sept. (Irkf. J.) Geſtern hat die Regierung in Sachen der 
deutſchen politiſchen Flüchtlinge mit Rüͤckſicht auf den neueſten Aufſtand im Groß⸗ 
herzogthum Baden, in Gcmäßheit ihres bisherigen Verfahrens, nach welchem den 
ſämmtlichen Flüchtlingen auf dem Gebiete des Kantons Zurich nur unter der Be— 
dingung das Aſyl geſtattet wurde, wenn ſie ſich ruhig verhalten und inſofern ſie 
an keinen weiteren politiſchen Umtrieben mehr Theil nehmen, beſchloſſen: Daß 
denjenigen Flüchtlingen, welche bei der gegenwärtigen Inſurrektion in Baden ſich 
betheiligt haben, das Aſyl entzogen ſei, fo wie auch, daß denjenigen Flüchtlingen, 
die ſich bisher in andern Kantonen aufgehalten haben und ebenfalls als Betheiligte 
erſcheinen, der Aufenthalt in dem hieſigen Kanton, auf den Fall, daß fie denjels 
ben nachſuchen ſollten, nicht bewilligt werde. e 
Lieſtal, 26. Sept. (Frkf. J.) Aus Anlaß der geicheiterten .republifani- 
ſchen Bewegung in Baden, hat heute der Regierungs⸗Rath folgende Beſchlüſſe ges 
faßt: 1) Struve und Heinzen, welche das hieſige Aſylxecht ſchon früher verwirkt, 
ſollen im Betretungsfalle Über die franzoͤſiſche Oränze gebracht mean. el 
Mitglieder der proviforifchen Regierung und andere Hauptführer, fo wie ſol 
Flüchtlinge, welche ſchon früher das hierſeitige Aſyl genoſſen und daſſelbe nach er⸗ 
neuerter Theilnahme jetzt wieder ansprechen, haben ſich binnen 24 Stunden ent: 
weder über die franzöſiſche oder die innere Schweizergränge zu begeben. 3) Andere 
Fluͤchtlinge, welche nicht in obige Kategorieen gehören, find gehalten, ſich nach 
ihrer Eutwaffuung auf wenigſtens drei Stunden Entfernung von der Gränze ins 
Junere des Kantons zurückzuziehen. Zuzüger, welche aus anderen Kantonen ihren 
Weg durch den unfrigen nehmen, ſollen angehalten und zurückgeſchickt werden. 
Bereits geſchah dies heute mit einem Trupp, der auf Wagen durchpaſſirte. Um 
im Norhfalle obige Schlußnahmen mit Nachdruck durchfuhren zu können, wurde 
eine Scharfſchützen⸗Compagnie aufs Piquet geſtellt. 


Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen Staats⸗ 
Verfaſſung. 


Zweiund ſechszigſte Sieung, vom 29. September. 

Vicepräſident Phillips eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. — Die Prio⸗ 
ritäts-Commiffion hat ſich geſtern online, den Abg. Waldeck zum 
Vorſitzenden und den Abg. Hildenha gen zum Schriftführer gewählt. — Auch 
die Medizinal⸗Commiſſion hat e geftern conſtituirt. Vorſitzender iſt Dr. Ja⸗ 

by, Schriftführer Anwandter. 8 a 

35 . Phillips fordert hierauf die Prioritätscommiſſion auf, in 
Gemäßheit des §. 26. der Geſchäftsordnung fofort zufammenzutreten, und in 
Betreff des Antrages der Abg. Temme und ü ee ſo wie eines andern 
von den Abg. D’Efter, Borchardt und Kill eingebrachten, zu beſchliehen, 
in wie fern dieſelben wegen Dringlichkeit einer fofortigen Berathung zu unter⸗ 
ziehen ſeien. Temme zieht feinen Antrag zurück. N 

Hierauf verläßt die Prioritätscommiſſion den Sitzungsſaal, um über die 
Dringlichkeit des von D'Eſter, Borchardt und Kill geſtellten Antrages ſo⸗ 
fort zu berathen. Indeß verlieſt Pilet feine ſchleunige Interpellation 
an das Staatsminifterium: „ob der Entwurf einer neuen Ablöſungs⸗Ordnung 
derjenigen bäuerlichen Laſten, welche nicht unentgeltlich aufgehoben werden, vors 
bereitet wird, und in welcher Zeit das hohe Miniſterlum dieſen Entwurf der 
Verſammlung vorlegen zu können glaubt.“ Die Interpellation erhält den 
Vorrang vor der Tagesordnung, und der Miniſter des Innern erklärt 
ſich bereit, ſofort darauf zu antworten. — Pilet: Heut fol über die Siſti⸗ 
rung der Behufs Regulirung der gutsherrlich- bäuerlichen Verhältniſſe ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen berathen werden; die alten Ablöſungsgeſetze ſollen alſo 
außer Kraft treten, und es iſt daher dringend wünſchenswerth, daß bald neue 
Geſetze an ihre Stelle treten. Es iſt die Aufgabe der Verſammlung, einen 
durchaus geordneten Rechtszuſtand zu begründen, und dazu gehört weſentlich 
auch die Regulirung der gutsherrlich bäuerlichen Verhältniſſe. Schon das Mi⸗ 
niſterium des Ueberganges hat in dem bekannten v. Pato wichen Erlaß uns ein 
hierauf bezügliches Verſprechen hinterlaſſen, das Miniſterium der That durch 
Vorlegung des Gefegentwurfes über die ohne Entſchädigung aufzuhebenden Ab⸗ 
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gaben eine Abschlagszahlung darauf geleiſtet, aber die ländliche Bevölkerung 
harrt mit Ungeduld auf die endliche Erledigung dieſes Gegenſtandes. — Der 
Miniſter des Innern: Niemand erkennt die Dringlichkeit der Sache mehr 
an, als das Miniſterium, welches durch die in verſchiedenen Theilen des Lanz 
des dadurch erregten Unruhen vielfach daran erinnert wird. Der betreffende 
Geſetzentwurf iſt auch bereits ausgearbeitet, er wird morgen berathen und ſoll 
dann möglichſt bald der Verſammlung vorgelegt werden. (Bravo.) — Der 
Finanzminiſter: Das Miniſterium wird die Vorlage des Geſetzes nicht nur 
möglichſt beſchleunigen, ſondern es iſt auch damit beſchäftigt, in denjenigen Ge⸗ 
genden, wo das von der Verſammlung noch zu berathende Geſetz zu ſpät kom⸗ 
men würde, vorbereitende Maaßregeln zu treffen, um für die Zeit ſeines Er⸗ 
ſcheinens die ſofortige Einführung deſſelben anzubahnen. (Bravo.) 

Während Berichterſtatter Maaß mit Verleſung des zweiten Berichts 
der Centralabtheilung über den Antrag des Abgeordneten Han ow, betreffend: 
die Einſtellung der ſchwebenden Verhandlungen, behufs Regu⸗ 
lirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe und 
Dienſt⸗Ablöſungen beginnt, kehrt die Prioritäts⸗Commiſſton in den 
Saal zurück, und ihr Präſident Waldeck macht bekannt, die Prioritätscom⸗ 
miſſton habe ſich dahin entſchieden, daß der Antrag der Abgeervatten Slick fer 
Borchardt und Kill zur fofortigen Berathung komme. Derſelbe beſteht eis 
gentlich aus drei Anträgen, und lautet: „I) die Nationalverſammlung möge 
beſchließen, das Staatsminiſterium aufzufordern, die ſofortige Aufhebung der 
Beſtimmungen des General Kaiſer und Oberſten Engels, wodurch geſetzlich ga⸗ 
rantirte Grundrechte des Preußiſchen Volks aufgehoben würden, namentlich die 
Aufhebung der unter Nr. I. 2. 5. 6. und 7. der Bekanntmachung vom 26. d. M. 
enthaltenen Vorſchriften zu veranlaſſen; 2) die Nationalverſammlung möge, in 
Betracht, daß nach dem amtlich mitgetheilten Thatbeſtande kein genügender 
Grund dazu vorlag, das Staatsminiſterium auffordern, den Belagerungszu⸗ 
ſtand in Köln mit allen ſeinen Folgen aufzuheben; 3) die Nationalverſammlung 
möge beſchließen, das Staatsminiſterium aufzufordern, den General Kaifer und 
Oberſten Engels wegen Ausſprechung des Belagerungszuſtandes in Köln, ins⸗ 
beſondere aber wegen Aufhebung geſetzlich garantirter Grundrechte des preußi⸗ 
ſchen Volks zur Verantwortung zu ziehen.“ — Alle drei Anträge werden un⸗ 
terſtützt, und Vicepräſident Phillips eröffnet die Diskuſſion über die 
Dringlichkeit derſelben. h f 

HEfer: Es wird nur weniger Worte bedürfen, um die Dringlichkeit 
der geſtellten Anträge zu begründen. In einer Stadt von 90,000 Einwohnern 
ſind die durch die Geſetze vom 6. und 19. April d. J. dem Volke gewährten 
Freiheiten durch einen General aufgehoben worden, der dazu gar nicht befugt 
it, denn jene geſetzlichen Beſtimmungen können auch nur auf geſetzlichem Wege 
aufgehoben werden. Es iſt dies vielmehr eine die Grundgeſetze verhöhnende 
Maaßregel, ein Attentat gegen das Volk und ſeine Freiheiten, und wir wür⸗ 
den eine Sünde gegen das Volk begehen, wenn wir dergleichen auch nur 24 
Stunden duldeten. Ich will jetzt auf das Materielle der Anträge nicht näher 
eingehen, doch das muß ich bemerken, daß eine Suspenſton der Preſſe, wie ſie 
in Köln vorgekommen, unerhört iſt, und daß ſelbſt Cavaignac nach den bluti⸗ 
gen Zunitämpfen in Paris nichts Achnliches gethan hat, General Kaifer wel- 
mehr in dieſer Hinſicht einzig daſteht. Wenn Sie jene Anträge verwerfen, fo 
würden Sie gegen die Rechte und Freiheiten des Volks ſtimmen. (Bravo links 
Ziſchen rechts.) — Peltzer: Wenn wir auch gegen die gehörten Anträge 
ſind, ſo wollen wir doch die Rechte und Freiheiten des Volkes ſchützen, aber wir 
wollen nicht dulden, daß die guten Einwohner von einem kleinen Haufen mit 
Füßen getreten werden. (Bravo rechts, Ziſchen links.) 

Auf Antrag der Abg. Temme, Nenftiel, Otto und Jung findet über 
die Dringlichkeit namentliche Abſtimmung ſtatt. Die Dringlichkeit 
wird mit 207 gegen 143 Stimmen bejaht. 52 Abgeordnete fehlten. 

Vicepräſtdent Phillips eröffnete hierauf die Discuſſton über den erſten 
Antrag. Der Miniſterpräſident: Ich wünſche, der Verſammlung nur in 
einigen Worten von der Lage der Dinge Nachricht zu geben. In Köln war ein 
Zuſland offener Widerſetzlichkeit gegen Ordnung und Geſetz eingetreten, ein Zu⸗ 
ſtand, welchem die Civilobrigkeit nicht Widerſtand zu leiſten vermochte. a 
Bürgerwehr half fogar beim Barrikadenbau und fo blieb zuletzt nur das Ein⸗ 
ſchreiten der Militairbehörde übrig. Dieſes erfolgte mit Mäßigung, und nur 
dadurch wurde Blutvergießen vermieden. Um aber neuen Unordnungen vor⸗ 
zubeugen, dazu war das einzige Mittel die Erklärung des Belagerungszuſtan⸗ 
des. Der Belagerungszuſtand, das heißt: der Kriegszuſtand, und dieſer fand 
ſaktiſch ſchon ſtatt, denn wer Aufruhr ſagt, der ſagt Krieg. Dazu kömmt, daß 
Köln eine Feſtung iſt, und für die Erhaltung einer ſolchen haftet der Comman- 
dant mit Ehre und Leben. Aufruhr in einer Feſtung, das heißt den Feind in⸗ 
uerhalb der Mauern haben. Der Miniſterpräſident verlieſt hierauf einige 
Artikel aus der Inſtruktion für Feſtungs-Kommandanten vom 30. September 
1809, nach welchen der Kommandant einer Feſtung berechtigt iſt, von dem Tage 
an, wo dieſelbe durch den Feind eingeſchloſſen, oder doch die Communication 
mit der Armee abgeſchnitten wird, oder aus ſonſtigen dringenden Gründen, die 
Feſtung in Belagerungszuſtand zu erklären. Dann treten alle Behörden unter 
den Kommandanten, und dieſer kann bei vorkommender Veranlaſſung Alle vor 
ein Kriegsgericht zichen, deſſen Spruch beſtätigen und ſogleich voluſtrecken f 
fen. Der Minifterpräfident fließt mit der eee daß hiernach die 
Maßregeln des Kommandanten das einzige Mittel geweſen ſeien, einem neuen 
Ausbruche vorzubeugen und Blutvergießen zu verbindern. Der Miniſter des 
Innern: Dem eben Gehörten will ich nur noch ein Wort der Verichtigung hinzu⸗ 
fügen. Bereits dieſe Nacht habe ich eine Depeſchs erhalten, und im Augenblick 
empfange ich eine telegraphiſche Depeſche vom 27. d. M., nach welcher der Zuſtand 
Kölns ſich beruhigt hat. Schon geſtern habe ich an den Präſtdenten von Möller, 
der jezt die Funktionen eines Oberpräftdenten der Rheinprovinz verſteht, geſchrie⸗ 
ben, daß der gegenwärtige Zuſtand nur ſo lange dauern möge, als dringend 
nothwendig iſt. Auch der Regierungspräſident von Mittgenftein, der ein alter 
Bürger Kölns iſt und die Stadt ſehr liebt, hat mir geſchrieben, daß der größte 
Theil der Bürgerſchaft durch die getroffenen Maßregeln ſich ſehr beruhigt fühlt. 

D'Eſter: Unſer Antrag zerfällt in drei Theile, von welchen der erſte die 
Aufhebung der gegenwärtigen Suspenfion der Grundrechte betrifft, welche nur 
die gefeggebende Gewalt aufheben darf. Der zweite Theil betrifft dann die Auf⸗ 
hebung des Velagerungszuſtandes, doch will ich mich für jetzt auf den erſten 
Theil des Antrages beſchränken, weil über dieſen zunächſt nur die Debatte ſlatt⸗ 


danten das Recht 


gebe, ſo zu ver 


* 
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findet. Es mag fein, daß die verleſene Juſtruktion von 1809 dem Komman⸗ 


ahren, wie geſchthen, es frägt ſich aber, ob 


in dieſem Falle Gründe vorhanden waren, von jenem Rechte Gebrauch zu ma⸗ 
chen. Ueberdieß kann, abgeſehen davon, daß eine Inſtruktion noch kein Geſetz 


iſt, doch eine Verordnung aus dem Jahre 


1809 nicht das Recht geben, die dem 


Volke in dieſem Jahre gewährten Grundrechte aufzuheben. Auch giebt der 


Wortlaut der Inſtruktion nur da 


ziehen, nicht aber die 


vorliegen, oder das Vereinigu 

ese za iſt ein Säbelregi 
Blutvergießen war keine Ve 
Barrikaden nicht vertheidigt, 


s Recht, Verbrecher vor das Kriegsgericht zu 


Preſſe zu ſuspendiren, ohne daß Verbrechen derſelben 


ranlaſſung, denn die Kölner Bürgerwehr hat die 
ſie hat nur bei ihrem Bau mitgeholfen. (Heiter⸗ 


keit rechts.) Lachen Sie nicht bei ſo ernſten Dingen; es wird die Zeit kommen, 


wo Sie nicht mehr lachen werden! 


Berathung des Antrages erſt nach vo 
verweiſt dagegen unter Beifall auf $. 29. der Gefdäfts. Ord 
dem v. Plönnies dem Wallerſchen Antrage beigeſtimmt, en 
dent Phillips für die ſofortige Fortſetzung der Debatte, 


Spitem zuſammenhängen. (Stürmiſches Bravo links, 


v. Unruh: Auch ich bin gegen 


ſtandes, und bin bereit 


Exiſtenz einzuſtehen. 
als von unten möglich 


dort Barrikaden gebaut. Das iſt ein Kriegszuſtand, de 


iſt ein Zuſtand der Ge 
zuſtand entgegenſetzen 
eine Conferenz zwiſch 


für die Aufrechthaltung des letzteren mit 


Niemand darf Geſetze machen, als wir; 


al zu, ſo haben wir ein Säbelregiment! 


fung auf die Geſchäfts-Ordnun \ 
4 . 9, daß die 
orherigem Druck deſſelben erfolge. 4 Pilet 


nung, und nach⸗ 
tſcheidet Vicepräſi⸗ 


jede Suspendirung des geſetzlichen Zu⸗ 
meiner ganzen 


Störungen dieſes Zuſtandes find aber fowohl. von oben, 


Letzteres war 


walt, dem ſich 


in Köln der Fall. Die Bürgerwehr hat 
r Kriegszuſtand aber 


nur wieder Gewalt, alſo der Belagerungs⸗ 


ließ, und die getroffenen M i 
en den Civil- und Multtarrbebbrd et e 


7 5 en. ielleicht ift ; 
ich die Verhalkniſte nu Vielleicht iſt man 


hierüber urtheilen zu können. Das bemerke ich nur: die Baß Binreiend, um 


richte und entweder 
mung verlange. 
Der Miniſter 


waffnetey Reaktion genannt. 


abeas⸗Korpus⸗Akte 


doch kann wohl von dem Minifterium ver⸗ 
nach den darin enthaltenen Veſtimmungen 


den Belagerungszuſtand aufhebe, oder unſere Zuſtim⸗ 


des Innern: 


Womit haben wir an efangen? was find un Erkläri 
am Montag geweſen? Wir haben = 920 fere Erklärungen, unſte Thaten 


u 
Wir glaubten damit ein gutes 


Man hat uns das Miniſterium der be⸗ 


Ich verweiſe dagegen auf unſer erſtes Auftreten, 


lewozt del der an Wr 


auch um das Volk zu beruhigen und um mit der Verſammlung Hand in Hand 
zu gehen. Man hat ferner vom Säbelregiment geſprochen und hat doch die 
Mäßigung des Militairs anerkennen müſſen. Der Commandant hat zurück⸗ 
gehalten, den Kampf vermieden. Die Bürgerwehr Cölns war in Zwieſpalt, 
der größere Theil machte mit den Aufrührern gemeinſchaftliche Sache. Von 
den Barrikaden hat die rothe Fahne geweht, und Sie wiſſen, was für ein 
iſt wahr, die Barrikaden ſind ohne Kampf weggeräumt 
worden, es war dies eine Folge davon, daß eine große Militairmacht entwickelt 
wurde, aber Cöln iſt eine große Stadt, und wenn nicht bald geeignete Maß⸗ 
regeln ergriffen wurden, konnten in einem andern Theile der Stadt neue Bar⸗ 
rikaden errichtet werden, und dann war der Kampf unvermeidlich. Uebrigens 


Zeichen das iſt. Es 


wird das Miniſterium 


bemüht ſein, de 


Uchſt bald aufhören zu laſſen. — Der 


zelnen Punkte des An 


haltung des Geſetzes vom 6. 


trages näher ein 


n gegenwärtigen Ausnahmezuſtand möge 
Finanzminiſter: Ich will auf die ein⸗ 
gehen. Der Abg. D'Eſter hat Aufrecht⸗ 


April d J. verlangt, doch iſt dieſes für einen Zu⸗ 


fand gegeben, wie er in Cöln ſtattfand? In jenen iſt ein rubiger Zuſtand 


vorausgeſetzt, und dort 


daher entgegen getreten werden. Die 


ders in vier Punkten angegriffen worden: 38 


Vereine. Welche Motive hiefür vorge 


das Material, für di 


e R 


ir d echtmäßigkeit der Maßregel bürgt aber der 
daß ſie in Uebereinſtimmung mit den Civil 


herrſchte ein ungeſetzlicher, ſolchen Beſtrebungen mußte 


Beſtimmungen der Behörden find beſon— 
n Betreff der Aufhebung der 
legen haben, das zu überſehen, fehlt uns 


0 Umſtand, 
behörden getroffen worden, 


a ie 2) Di 
Auflöfung der Bürgerwehr. Dabei ift zugleich die Reorganifation verfi 15155 


die in möglichſt kurzer Zeit erfolgen ſoll. Nothwendig war aber die 
weil die Bürgerwehr nicht nur beim Barrikadenbau thätig geweſe 
auch, weil der Polizei-Commiſſarius v. Grävenitz unter ihren Au 
det worden, und in mehreren Gegenden 


prochen, 
Mahregel, 
n, ſondern 


„ gen verwun⸗ 
der Stadt Schüſſe auf das Militair 


gefallen ſind. 3) Die Niederfegung eines Kriegsgerichts bezieht ſich nur auf 


eine beſtimmte Zeit, und iſt beim Aufſtande in einer 
e Suspenfion der Zeitungen. Auch hierbei find die 


für die R ch 
währ, daß fie 
worden. Wen 


Feſtung unbedingt nöthig. 
Motive unbekannt, 


otmäßigteit der Maßregel finde ich aper gleichfalls darin eine Ge⸗ 
in der Conferenz der Civil- und Militairbehörden beſchloſſen 


nannt hat — man endlich uns das Minifterium der bewaffneten Reaktion 
fi e kann i f das verweiſen, was wi its frfi 
er gethan haben. u ich dagegen nur auf das verweiſen, was wir bereits früs 


es auch gegen Aufruhr ſch 


r wollen die R 
utzen! (Br 


nee ich dem Miniſterium far y; * 5 . 
we en wolle, doch wünicher 8 Verſicherung, daß es die Rechte des Volks 


als durch phyſiſche Stärke ge 


war, wenn wir die G 


eſetzlichkeit einer 


mäßigkeit derſelben verwieſen. Man 


nommen, allein dieſe 


ſind durch die ſpäte 


neueren Verheißungen, wenn dagegen 


bervorgebolt werden k 


önnten. Ueberh 


echte des Volks wahren, aber wir wollen 
avo und Ziſchen.) v. Berg: Zuvörderſl 


5 dies mehr durch geſetzliche Maßregeln, 
Man hat, wie dies bereits oft der Fall 
Maßregel beſtritten, uns auf die Zweck⸗ 
hat ferner auf ältere Geſetze Bezug ge⸗ 
ieren aufgehoben, und was wären alle 
die alten Geſetze wieder aus dem Staube 
aupt bedaure ich, daß am Montage die 


en die reaktionairen Bestrebungen 


aben un 
FE e 


ſtützt. Fü 


; en wichti i batte eingegangen 

ifter nicht auf den wichtigſten Punkt der damaligen Debatte eingegang 
Payne E Frage, in welchem Verhältniſſe das eig 1 
Droviforium, eee Be 0 0 9 Freundſchaſt 
jedenfalls zu weit gegangen. Ich habe wahrlich keine . 25 1 
gegen die ſuspendirten Blätter, denn ſie gedenken . nn — 
aber waren ſie der Feſtung gefährlich? werfen zung, a gn dab Beten; 
von den Clubbs iſt nichts zu fürchten, ſobald ſte nicht bew En 
tipmaßregeln können nicht gebilligt werden Vielleicht eine 1 
Verbot von Attroupements war nöthig, nichts weiter. Wr oh iR 
ift, das ſchwächt den Eindruck der geſetzlichen Maßregeln. Wir Aartal 
hört, das Miniſterium ſei verantwortlich, doch iſt es ihm noch nicht e 9 — 
die Verſammlung um Genehmigung jener Schritte zu erſuchen. Soll die 1 
antwortlichkeit auf ſpätere Zeit verſchoben werden, dann iſt fie ein leeres ae 
Nach dem eben erlaffenen Geſetz ſoll bei fo erceptionellen Zuſtänden die National⸗ 


verſammlung ſogar zuſammenberufen werden, um wie viel mehr mußten wir 


betragt werden, die wir ſchon verſammelt ſind. — Der Finanzminiſter 
Wäre das in der neueſten Nummer der Geſetz⸗Sammlung enthaltene Geſetz be⸗ 
reits in Wirkſamkeit getreten, dann hätte das Minifterium gewiß nicht gezögert, 
die Genehmigung der Verſammlung einzuholen, allein jenes Geſetz hat in Cöln 
noch keine Kraft, das Miniſterium konnte daher dieſem Verlangen nicht ent⸗ 
ſprechen, weil ihm das Geſetz nicht zur Seite ſtand. Ueberdieß iſt es nicht das 
Miniſterium, ſondern die Beamten in Cöln ſind es, welche jene Maßregeln 
veranlaßt. — v Berg berichtigt thatſächlich, er habe dem Miniſterium nicht 
einen Vorwurf daraus gemacht, daß der Eölner Commandant gegen die Ha⸗ 
beas⸗Corpus⸗Akte gefehlt habe, ſondern daraus, daß das Miniſterium ſeine 
Verantwortlichkeit anerkenne, aber nicht danach handle. r Tess 
Schlink gegen den Antrag: Die Verſammlung möge ſich dadurch nicht 
beirren laſſen, daß 3 Einwohner Kölns den Antrag geſtelll. Auch er ſei ein 
Kölner, und doch mit dem Antrag nicht einverftanden. Das Material ſei un⸗ 
vollſtändig, die ſuspendirten Zeitungen lägen nicht vor. Außerordentliche 
Maßregeln ſeien jetzt nöthig, wie das Beiſpiel von Paris und Frankfurt zeige. 
Die Entwaffnung ſei hier dringend nothwendig geweſen, doch werde ſie gewiß 
von kurzer Dauer ſein. (Bravo rechts.) — Borchardt für den Antrag: das 
Miniſterium ſelbſt hat uns Veranlaſſung gegeben, über dieſen Gegenſtand uns 
auszuſprechen. Es iſt die Aufgabe der Verſammlung, neben der Berathung 
neuer Geſetze auch die Ausführung der alten zu überwachen, und daß Grund⸗ 
rechte des Volkes verletzt worden, iſt bereits erwieſen. So das Geſetz vom 6. 
April d. J, in welchem keine Ausnahme enthalten iſt. Ueber den Belagerungs⸗ 
zuſtand giebt es keine Verordnung, als die Inſtruktion von 1809, und dieſe 
iſt am wenigſten in der Rheinprovinz anwendbar, welche damals noch gar nicht 
zum Preußiſchen Staate gehörte. Das Geſetz zum Schutz der perſönlichen Frei⸗ 
heit hat bereits die Königliche Sanction erhalten, Beamte haben fi daher be= 
reits danach zu achten. Der Kölner Commandant iſt noch weiter gegangen, 
als Cavaignac, indem er alle Vereine aufgehoben hat ohne deren Gefährlich⸗ 
keit nur einmal zu behaupten. Darunter iſt auch der Kölner Bürgerverein, 
der in feiner Tendenz etwa dem hieſigen Preußenverein für König und Vaterland 
ähnlich, alſo gewiß der Ordnung nicht gefährlich if. Auch die Suspenſion 
der Zeitſchriften iſt ganz ungerechtfertigt, der Wächter am Rhein- z. B. ein 


gauz harmloſes Blatt. Auch die Niederfegung des Kriegsgerichts iſt ganz un⸗ 
hört. 


Als Paris im Jahre 1832 in Belagerungszuſtand erklärt wurde, ge⸗ 
Es it in Kin auch, aber die kriegsgerichtlichen Urtheile wurden ſpäter caſſirt. 
Akaden wan un gar keine Gewalt gegen das Meilitair verübt worden, die Bar⸗ 
rikaden waren nur eine Drohung. (Lärm rechts.) Jetzt aber iſt gar kein Grund 
mehr vorhanden, den Belagerungszuſtand fortdauern zu laſſen. Ich kenne die 
Stadt Köln beffer als der vorige Redner, denn ich wohne ſeit 16 Jahren darin, 
Jener aber erſt feit wenigen Jahren, und da weiß ich ſehr wohl, daß die Köl⸗ 
ner keine Revolution anfangen, bei welcher Blut vergoſſen wird. (Geiterkeit.) 

Der Juftizminifter: Die Verſammlung ſelbſt hat bereits früher die 
maochwendigkeit eines Geſetzes über den Kriegs- und Belagerungszuſtand aner⸗ 
ann; bis jetzt aber eriftirt über dieſen Gegenſtand nur eine Inſtruktion. Eine 
Requiſttion an das Miniſterium, mit geſetzlichen 


En . e Maaßregeln zu helfen, wenn 
een 1 Lande ift, wäre jedenfalls ohne Wirkung. Man muß vielmehr 
geeigneten dor Diniflern in Nückſicht auß ihre Verantwortlichkeit überlaffen, die 
nothwendi Maßregeln zu treffen. Ein Säbelregiment iſt in ſolchen Fällen 

emildert 9% Der Kölner Commandant hat es durch jene Bekanntmachung 
gemildert, ob aber alle darin getroffenen Maaßregeln erforderlich waren, 
as kann weder ich, noch können Sie es wiſſen. Rehfeldt gegen den 
Antrag: Ihn annehmen hieße die Anarchie legalifiren. Die Behörden hätten 
jedenfalls Grund zu ihren Maaßregeln gehabt. Von 90,000 Einwohnern 
Kölns ſeien gewiß 80,000 damit zufrieden. Sollten hier in Berlin Varrikaden 
gebaut werden, und die Bürgerwehr unzuverläſſig fein, dann würden die Ve- 
hörden durch gleiche Maahregeln ſich um das Vaterland verdient machen. (IJro⸗ 
niſches Bravo links.) Der von Zachariä beantragte Schluß wird unter⸗ 
ur den Antrag find noch I Redner, dagegen 10 eingeſchrieben. — 
Zachariä für den Schluß, weil der Antrag vorzeitig ſei und die Lage der 
Dinge ſich nicht überſehen laſſe. Die von ihm und ſeinen Freunden vorhin ge⸗ 
zeigte Heiterkeit habe ihren Grund darin, daß ſie es nur für Sarkasmus gehal⸗ 
ten, Penn der Redner geſagt: die Bürgerwehr habe bloß Barrikaden gebaut. 
Waldeck dagegen: Der Redner ‚vor mir hat auszuführen geſucht, 51 
wir über den Thatbeſtand noch nicht gehörig informirt ſeien. Die Anträge find 
aber nur aut Grund des von der Regierung vorgelegten Thatbeſtandes gemacht. 
und es iſt kein Grund die Richtigkeit deſſelben zu bezweifeln. Daraus ee 
die Folgerungen gezogen, daß die Maaßregeln des General Wrangel ung! etz⸗ 
lich gewefen (Ruf: General Kaiſer!). Verzeihen Sie den Jrrthum, a er 
liegt ſehr nahe. Die Gründe find noch nicht gehörig entwickelt, es handelt ſich 
dabei auch um untere Exiſtenz. Auch hier könnte ein von einer bethörten Par- 
tei verurſachter Krawall ähnliche Maaßregeln herbeiführen, und ein General 
daun unſere edelſten Rechte aufheben. (Bravo.) — Nachdem Parriſius 
noch den Antrag auf motivirte Tagesordnung, v. Kirchmann r auf 
Vertagung bis Montag geſtellt, wird der Schluß angenommen. DeEſler 
als Antragſieller: Weil der Präſident bei Eröffnung der Diskuffion gefagt hat, 
die Debatte ſolle nur über den erſten Punkt ſtatiſinden, habe ich mich daran 
gehalten, die Diskuſſton aber hat ſich auch über die andern Punkte verbreitet. 
Für den erſten Punkt bedarf es keiner faktiſchen Vorlage, er iſt rein rechtliche 
Natur, denn es handelt ſich hierbei nur um die Befugniß des Generals zu jener 
Maaßregeln. Ich wiederhole, die Veranlaſſung dazu war, daß bloß Battız 


‘ 
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kaden gebaut worden, ich wiederhole dies, ſelbſt auf die Gefahr, daß der Abg. 
Zachariä wieder einen Sarkasmus darin ſehe. 
Mäßigung der Soldaten anerkannt, aber dem Commandanten, der ſo ſeine 
Befugniſſe überſchritten, kann ich keine Anerkennung zollen. Die verleſene In⸗ 
ſtruktion iſt kein Geſez. Wenn Sie gegen den Antrag für die Tagesordnung 
ſtimmen, dann kann ein General alle Rechte verletzen, er kann ſelbſt die Na⸗ 
tionalverſammlung auflöfen. (Lärm rechts.) Man hat gefagt, nur 3 Bürger 
Kölns hätten den Antrag geſtellt, 4 ſeien dagegen geweſen; darauf muß ich er⸗ 
widern, jene 3 ſind 2 Advokaten und 1 Arzt, die 4 ſind Beamte. Der Finanz⸗ 
miniſter hat geſagt, das Geſetz vom 6. April finde hier nicht Anwendung. Wo 
fieht das Herr Finanzminiſter? (Ruf rechts: Interpellationen müſſen unter⸗ 
ſtützt werden!) Wenn die Civilbehörde übereingeſtimmt hat, ſo iſt ſie Mit⸗ 
ſchuldige jener Maßregeln. Daß der Präſident v. Wittgenſtein die Stadt 
liebt, iſt möglich, ich liebe fle aber auch, ich bin Gemeindeverordneter darin. 
Der Erlaß an die Armee iſt nicht das Verdienſt des Minifterii, es war nur 
ſeine Pflicht, wir haben ihn gemacht! (Bravo.) Das Land hält es für das 
Miniſterium der Reaktion. Verwerfen Sie den Antrag, fo findet, wie der 
Juftizminiſter anerkannt hat, das Säbelregiment Statt! (Bravo.) Parriſius 
und v. Kirchmann erklären hierauf, daß ihre Vorſchläge auf alle 3 Anträge 
ſich beziehen. Ueber die Zuläſſigkeit entſteht Streit, wobei namentlich D'Eſter 
bemerkt, daß ihm ſo das Recht abgeſchnitten werde, die letzten beiden Anträge 
zu motiviren. Die Verſammlung beſchließt aber, daß der Parriſtusſche Antrag 
auf alle 3 Anträge ſich beziehen dürfe. — Brill (vom Platze): Das iſt ein 
Gewaltſtreich. (Lärm. Ruf: zur Ordnung.) Der Vicepräſident Phillips 


Ferner habe ich zwar die 


Antrag: „In Erwägung, daß die Verſamlung ſich noch nicht im Stande befindet, 
die Kölner Ereigniffe klar zu überſehen, und in der Erwartung, daß das Mi⸗ 
niſterium bei einer Fortdauer des Belagerungszuſtandes nicht anſtehen wird, 
unter Mittheilung der erforderlichen Vorlagen den Beſchluß der Nationalver⸗ 
ſammlung herbeizuführen, geht die Verſammlung zur Tagesordnung über“, 
namentliche Abſtimmung Statt. Der Antrag wird mit 186 Stimmen gegen 
169 angenommen. 47 Abgeordnete fehlten. Nachdem noch ein Urlaubsge⸗ 
ſuch Bloͤms auf 3 Wochen ſtillſchweigend bewilligt worden, wird die Sitzung 
um 13 Uhr geſchloſſen. Nächſte (außerordentliche) Sitzung: Sonnabend 
den 30ſten, Vormittags 9 Uhr. Tagesordnung: Commiffionsbericht über 
den Hanowſchen Antrag, betreffend die Siſtirung der Ablöſungen. 
Cholera. 

Poſen, den 3. Oktober. Seit geſtern Mittag bis heute Mittag ſind als 

an der Cholera erkrankt angemeldet 17 Perſonen, davon ſind geſtorben 14. 


Marktberichte. Poſen, den 2. 8 

Der Schfl. zu 16 Dis. 8 
Weizen 2 Rihlr. 2 Sgr. 3 Pf., auch 2 Rthlr. 11 Sgr. 1 f Meggen 
— Rtlr. 28 Sgr. 11 Pf., auch 1 Rthlr. 3 Sgr. 4 Pf.; Gerſte 26 Sgr. 8 Pf. auch 
1Rtlr. 1 Sgr. 1 Pf.; Hafer 15 Sgr. 7 Pf., auch 18 Sgr. 8 Pf.; Buchweizen 26 
Sgr. 8 Pf., auch 1 Rthl. 1 Sgr. 1 Pf.; Erbſen 1 Rihlr. 1 Sgr. 1 Pf., auch! Rthlr. 
5 Sgr. 7 Pf.; Kartoffeln 8 Sgr. — Pf., auch 9 Sgr. — Pf.; der Centn. Heu 
zu 110 Pfd. 20 auch 24 Sgr.; Stroh, das Schock 4 Rthlr., auch 4 Kthlr. 15 


ruft den Abg. Brill zur Ordnung. 


Bei E. S. Mittler in Pofen iſt zu haben: 
. . te 
fieategifche 8 
K 


Großherzogthums Poſen 
bei einem Kriege Rußlands 
gegen 

reußen und Deutſchland. 
Eine militäriſche Denkſchrift 
von 
C. von Voigts-Rhetz, 
Major im Königl. Preuß. Generalſtabe. 
Preis: 9 Sgr. 


Bekanntmachung. 

Das raſche Umſichgreiſen der Cholera hat die hie⸗ 
ſige Armen Verwaltung veranlaßt, für die entfernt 
gelegenen Stadttheile beſondere Kranken- Aerzte zu 
engagiren, und zwar: 2 5 

1) für die Vorſtadt Walliſchei, Szrodka und Za⸗ 

wady den Herrn Dr. Cun ow; 

2) für die Vorſtadt St. Martin und Fiſcherei den 

Herrn Dr. Kramarkiewicz; 
3) für die Vorſtadt St. Adalbert den Herrn Dr. 


Meyer. 80 
Für die Stadttheile ad I) und 2) ſind überdies 
je zwei Krankenwärter engagirt, welche fortdauernd 
ei den Bezirks⸗Vorſtehern Herren Gundermann, 
Günther, Schellenberg und Stuhr ſich auf⸗ 
halten, und auf Erfordern armen Kranken nach An⸗ 
weiſung des Arztes behülflich ſeyn ſollen. 

Kranke, die im Reviere nicht behandelt werden 
können, finden ſofortige Aufnahme im Lazareth an 
der . 17 ſtets ein Arzt oder Chirurgus 

nzutreffen ſeyn wird. , 
4 0 „den 2. Oktober 1848. 
Der Magiſtrat. 


Aufgebot, 


Auf dem im Adelnauer Kreiſe des Regierungsbezirks 
ofen. belegenen Rittergute Weg ry 1. 20000 
ubr. III. No. I. 3333 Rthlr. 8 gÖr. oder 20,000 


— 


Auch zeichnen fh meine verbeſſerten galvano⸗clectriſchen Rheumatismus⸗Ket 
auch ikaten diefer I: vortheilhaft aus. Dieſe verbefierten galvane- 
arkt No. 82., fortwährend zu nachfolg 
„Binder das alleinige Depot meiner 


vor allen a Babe alten 
1 Zugleich hat Herr E. 


nirten Rheumatismus⸗Ableiter, welche ich wegen ihrer beſondern 
Präſervativ⸗Mittel empfehlen kann, dieſelben haben ſich bei H 
Das Stück davon koſtet 10 Sgr., 


größten Ruf erworben. — 


A. Kunzemann in n e Königl. P 


Hierauf findet über den Parriſiusſchen 


Gulden poln. für die Marianna v. Gaillard ver⸗ 
ehelichte v. Wegierska als eine Brautſchatz Summe 
aus der Verſchreibung ihres Ehemannes Valerian 
v. Wegierski q. d. Kaliſch Sonnabends nach 
Aſchermittwoch 1752 und feiner protokollariſchen 
Einwilligung vom 26. Juli 1796. in Folge Verfü⸗ 
gung vom 20. Mai 1797 eingetragen. 

Nach der Behauptung des Symphorian v. We⸗ 
gierski, als Eigenthümers von Wegry und Mit⸗ 
Eigenthümers der gedachten Poſt, iſt das darüber 
ausgefertigte Hypotheken⸗Document verloren ge⸗ 


gangen. — Auf ſeinen Antrag werden daher alle 


diejenigen, welche als Eigenthümer, Erben, Ceſſto⸗ 
narien, Pfandinhaber oder aus irgend einem ande⸗ 
ren Rechts⸗Grunde Anſprüche an die bezeichnete Poſt 
und an das darüber ausgefertigte Inſtrument zu 
haben vermeinen, aufgefordert, dieſelben ſpäteſtens 
in dem am 6. December 1848 Vormittags um 10 


Uhr vor dem Oberlandes⸗Gerichts-Referendarius 
Landowski in unferem Ynftruftio . 
ſetzten Termine anzumelden, 


werden präkludirt werden. 
Poſen, den 9. Auguſt 1848. 
Königliches Ober-Landesgericht, 
Abtheilung für Prozeßſachen. 


Ein Handlungsdiener und ein Lehrling finden ſo— 
fort ein Unterkommen bei J. Flatau. 


Ich wohne Gerberſtraße bei dem Kupferſchmied 
Herrn Werner. Dr. Flies. 

Vom 3. Oktober an wohne ich Wron⸗ 
kerſtraße No. 1 eine Treppe hoch, Ecke 
der Wronker- und Krämerſtraße vis-à- 


vis der Steſzewskiſchen Bierbrauerei. 


J. Ko rach, 
Wundarzt erſter Klaſſe, Zahnarzt und 
Accoucheur. 


Sgr.; Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 Rtlr. 20 Sgr., auch 1 Nthlr. 25 Sgr. 


nfiruftionszimmer ange 
Wideigenfalls fie damit 


In meinem Hauſe, Wilhelmsplatz No. 13., iſt 
eine möblirte Stube mit 2 Kammern vom Iſten Ok⸗ 
tober d. J. zu vermiethen. 

v. Bünting, Major a. D. 


Eine Familien⸗Wohnung in beſter Beſchaffenyeit 
iſt ſofort zu vermiethen auf der Schuhmacherſtr. No. 14. 
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Tiſchlermeiſter H. Kornicker 


empfiehlt fein reichhaltiges Lager von Mahagoni⸗, 
Birken⸗ und Ellernholz, wie auch Mahagoni⸗Four⸗ 
nitre und Spiegelglas, eben ſo auch einen Flügel 
mit fieben vollen Oktaven. 


Poſen, Markt No. 41. i 
Herrn Apotheker Wag Muſe 


Gegenwärtiger Zeit angemeſſen empfehle ich: 
Kräuter⸗Magen⸗Liqueur .. a Quart 10 Sgr., 
Extra fein Bitter⸗ Magen. dio. 74 


dio. Engliſch Bitter. dto. 77 
dto. Grunwald. ae pie! 74 . 
dto. bittere Tropfen dto. 70 5 
dio. Pfeffermünz .. dto. 74 P 
DoppeltsBitter-Magen. .. dt 5 

dto. Wermuth dto. F 


Poſen, den 3. Oktober 1848, 
C. F. Jänicke. 


Meinen, bereits ſeit dem Jahre 1830 bewährten 
von vielen Aerzten approbirten Cholera-Vranntwein 
und Cholera⸗Liqueur finde ich mich veranlaßt, in 
Erinnerung zu bringen, und verkaufe von Erſterem 
das Berliner Quart a5 Sgr., von Letzterem ä 10 Sgr. 
Dominikanerſtraße No. 3. 
zur goldenen Kugel. Herrmann Baarth. 


Firma: D. G. Baarth. 


Als ein höchſt wichtiges 


Schutzmiltel gegen die 


Cholera, 


a 3 1 2 f. 2 N 2 4 5 den ce 2 2 

können die bis jetzt einzig und allein Königl. Preußiſchen, ſo wie auch von mehreren andern hohen Staatsbehör oneeſſionirten verbeſſerten 
Kunzemannſchen galvano ⸗electriſchen She matismus-etten gewiſſenhaft auf Grund vieler ärztlicher Brenta und Zeugniſſe empfohlen werden, auch 
haben ſich dieſelben in der Heilung aller rheumatiſchen Leiden den größten Ruf erworben, was die beſten Zeugniſſe der berühmtefien Aerzte beflätigen. 


ten durch ihre beſondere gute H 


altbarkeit und ihren billigen Preis 


electriſchen Rheumatismüs⸗Ketten find in Posen einzig und allein ächt bei 
enden Preiſen zu haben: ſchwache a Stück 25 Sgr. und lärkere al Thlr. 1060 
unübertrefflichen Königl. 
Giectricität un en 
eilungen aller rheumatiſchen Leiden, wi ä 

ſtärkere 15 Sgr. und ganz ſtarke 25 Sgr. ie ſchon längft anerkannt worden iR, den 


reuß. und Königl. Sächſiſcher conceſſionirter Fabrikant von galvano-eleettiſchen 


Preuß und Königl. Sächſiſchen a 
gegen die . als use 


pparaten, und wirkliches Mitglied der polhtechniſchen Geſellſchaft zu Leipzig. 


2 


